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2.Neudruck 
 
Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz über die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 (Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 
2015) 
 
 
 
A Problem 
 
Inhalt und Notwendigkeit des Zweiten Nachtragshaushalts 2015 
 
Anlass für den Zweiten Nachtragshaushalt 2015 ist die enorm gestiegene Zahl an Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern. Hieraus resultiert ein erheblicher Mehrbedarf an Planstel-
len, Stellen und Haushaltsmitteln insbesondere für die Aufnahme, Unterbringung, Versor-
gung und den Transport von Flüchtlingen und Asylbewerbern. Unter anderem müssen in 
diesem Zusammenhang 10.000 Unterbringungsplätze in Zentralen Unterbringungseinrich-
tungen, 4.500 Unterbringungsplätze in Erstaufnahmeeinrichtungen und 2.000 Unterbrin-
gungsplätze in Notunterkunftseinrichtungen geschaffen werden. 
 
Die überwiegenden Mehrausgaben für die Aufnahme, Unterbringung, Versorgung und den 
Transport von Flüchtlingen und Asylbewerbern ergeben sich im Einzelplan des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales (MIK) im Kapitel 030 (Landesmaßnahmen für Asylbewerber 
und Bürgerkriegsflüchtlinge) und betragen rd. 121 Mio. EUR.  
Die Mehrausgaben und die zusätzlichen Stellen im Zusammenhang mit der Betreuung der 
Asylsuchenden und der Schaffung der zusätzlichen Unterbringungsplätze sind im Einzelplan 
des MIK im Kapitel 310 (Bezirksregierungen) abgebildet und betragen rd. 42 Mio. EUR. 
 
Auch im Bereich der Schulen entsteht infolge der gestiegenen Zahl an zugewanderten Schü-
lerinnen und Schülern und des dadurch bedingten Schüleranstiegs ein Mehrbedarf von 674 
Planstellen. 
 
Im Bereich des Einzelplans des Justizministers (JM) werden 22 zusätzliche Stellen für die 
zusätzliche Zahl von Asylverfahren bereitgestellt. 
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Insgesamt resultiert aus der gestiegenen Zahl an Asylbewerberinnen und Asylbewerbern in 
den Einzelplänen des MIK, des Ministeriums für Schule und Weiterbildung (MSW) und des 
JM ein personeller Mehrbedarf im Umfang von 792 Planstellen und Stellen. 
 
Mit dem Zweiten Nachtragshaushalt 2015 werden auch die haushaltsmäßigen Vorausset-
zungen geschaffen, um die in Rede stehenden Bundesmittel zur Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen an die Kommunen weiterleiten zu können. Anlass hierfür ist 
das auf Bundesebene in Beratung befindliche Gesetz zur Förderung von Investitionen fi-
nanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewerbern. 
 
Mit dem vorgenannten Gesetz sollen u.a. finanzschwachen Kommunen 3,5 Mrd. EUR für 
Investitionen zur Verfügung gestellt werden. Der Anteil für die NRW-Kommunen beträgt nach 
dem Gesetzentwurf 32,1606 Prozent; dies entspricht 1,125 Mrd. EUR.  
 
Für die verwaltungsmäßige Umsetzung werden 15 Planstellen benötigt, die mit dem Zweiten 
Nachtrag ebenfalls bereitgestellt werden. 
 
Des Weiteren werden zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen eingestellt, 
um Fördermittel der EU abrufen zu können. 
 
 
B Lösung 
 
Verabschiedung des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2015. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 
 
Die Mehrausgaben werden vollständig durch zusätzliche Einnahmen im Einzelplan des Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk sowie im Einzelplan 
der Allgemeinen Finanzverwaltung insbesondere durch die Erhöhung der Steuereinnahmen 
gedeckt. Mit der Erhöhung der Steuereinnahmen wird das Ergebnis der aktuellen Steuer-
schätzung von Mai 2015 für das Jahr 2015 umgesetzt. Die Nettoneuverschuldung wird auf 
1.926,4 Mio. EUR reduziert. 
 
Die vorgenommenen Veränderungen führen zu einer Erhöhung des Haushaltsvolumens in 
Höhe von 205.907.200 EUR:  
 
Haushaltsvolumen alt:  64.286.751.300 EUR 
Haushaltsvolumen neu:  64.492.658.500 EUR. 
 
 
E Zuständigkeit 

 
Zuständig ist das Finanzministerium. 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8650 

 
 

3 

 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Mit dem auf Bundesebene in Beratung befindliche Gesetz zur Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewerbern sollen u.a. finanzschwachen Kommunen 3,5 
Mrd. EUR für Investitionen zur Verfügung gestellt werden. Der Anteil für die NRW-
Kommunen beträgt nach dem Gesetzentwurf 32,1606 Prozent; dies entspricht 1,125 Mrd. 
EUR. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Die Unternehmen und die privaten Haushalte sind in unterschiedlicher Weise betroffen. 
 
 
H Befristung 
 
Das Haushaltsgesetz bezieht sich gemäß Art. 81 Abs. 3 LV i. V. m. § 11 LHO insgesamt auf 
das Haushaltsjahr 2015. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Auszug aus dem geltenden Haushalts-
gesetz 2015 
 

Entwurf eines Gesetzes über die Fest-
stellung eines zweiten Nachtrags zum 
Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 
(Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 
2015) 
 

  

Artikel 1 
 
Das Gesetz über die Feststellung des 
Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 
(Haushaltsgesetz 2015) vom 18. Dezember 
2014 (GV. NRW. S. 955), in der Fassung 
des Nachtragshaushaltsgesetzes 2015 vom 
25. März 2015 (GV. NRW. S. 298) wird wie 
folgt geändert: 
 

  

 
 
 
 
 
 

1. In § 1 wird die Zahl „64 286 751 300“ 
durch die Zahl „64 492 658 500“ er-
setzt. 

“ 
 

 § 1 
Feststellung des Haushaltsplans 
 
Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 wird 
in Einnahmen und Ausgaben auf 64 286 
751 300 Euro festgestellt. 
 

 
 
 
 
 
 
 

2. In § 2 Absatz 1 wird die Zahl 
„2 083 000 000 durch die Zahl 
„2 078 000 000“ ersetzt. 

 

 § 2 
Kreditmittel 
 
(1) Kreditermächtigung 
 
Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Deckung der Ausgaben des Haushaltsplans 
2015 Kreditmittel bis zum Höchstbetrag von 
2 083 000 000 Euro aufzunehmen. Der 
Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der 
Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarkt-
verhältnissen und den gesamtwirtschaftli-
chen Erfordernissen zu bestimmen. 
 
(2) Umfang der Kreditermächtigung 
 
Der Kreditermächtigung nach Absatz 1 
wachsen die Beträge zur Tilgung von im 
Haushaltsjahr 2015 fällig werdenden Kredi-
ten zu, deren Höhe sich aus Nummer 4.2 
der Finanzierungsübersicht ergibt. Außer-
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dem darf das Finanzministerium über die 
Ermächtigung nach Absatz 1 hinaus Kredite 
aufnehmen 
 
1.  zur Anschlussfinanzierung vorzeitig 

getilgter Darlehen und 
2.  zur Anschlussfinanzierung von im 

Haushaltsjahr 2014 aufgenommenen 
kurzfristigen Krediten, die im Haushalts-
jahr 2015 fällig werden, 

 
soweit diese über die in der Finanzierungs-
übersicht ausgewiesenen Beträge hinaus-
gehen. 
 
(3) Umfang der Kreditermächtigung in 
besonderen Fällen 
 
Die Kreditermächtigung nach Absatz 1 er-
höht sich ferner insoweit, als die Darlehen 
aus Mitteln des Bundes, der Bundesagentur 
für Arbeit und sonstiger Stellen die im 
Haushaltsplan veranschlagten Beträge 
überschreiten. 
 
(4) Besondere Kreditgeschäfte 
 
Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann das 
Finanzministerium auch ergänzende Ver-
einbarungen treffen, die der Steuerung von 
Zinsänderungsrisiken sowie der Erzielung 
günstiger Konditionen und ähnlichen Zwe-
cken bei neuen Krediten und bestehenden 
Schulden dienen. Das Vertragsvolumen für 
das laufende Haushaltsjahr darf die Summe 
von 2 000 000 000 Euro nicht überschrei-
ten. Auf diese Grenze werden Verträge 
nicht angerechnet, die Zins- oder Wäh-
rungsrisiken verringern oder ganz aus-
schließen. Im Rahmen von Vereinbarungen 
nach Satz 1 kann das Finanzministerium 
auch Sicherheiten stellen sowie entgegen-
nehmen. 
 

3. § 15 Absatz 6 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Veräußerung und Überlassung der Nut-
zung von Vermögensgegenständen 
 
(1) Wasserstraßen 
 
Die für den Ausbau von Wasserstraßen des 
westdeutschen Kanalnetzes des Bundes 
und der Weststrecke des Mittellandkanals 
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benötigten Grundstücke sind auf Grund der 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Land Nordrhein-Westfalen ge-
troffenen Regierungsabkommen dem Bund 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 
 
(2) Software 
 
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 der Landes-
haushaltsordnung wird zugelassen, dass 
vom Land entwickelte oder in dessen Auf-
trag erstellte ADV-Betriebs- und Anwender-
programme (Software) unentgeltlich an ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts 
abgegeben werden, soweit Gegenseitigkeit 
besteht, oder unter der GNU General Public 
License (GNU GPL) veröffentlicht wird. Ver-
tragliche Sondervereinbarungen im Rahmen 
einer Verbundentwicklung bleiben hiervon 
unberührt. 
 
(3) Grundstücke 
 
Mit Zustimmung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses des Landtags dürfen 
Grundstücke 
 
1.  direkt und ohne öffentliches Ausschrei-

bungsverfahren auf der Grundlage ei-
ner gutachterlichen Wertermittlung 
 
a) an Gemeinden und Gemeindever-

bände oder mehrheitlich kommuna-
le Gesellschaften für die Erfüllung 
kommunaler Zwecke oder für die 
Errichtung von öffentlich geförder-
tem Wohnraum im Sinne des 
Wohnraumförderungsgesetzes vom 
13. September 2001 (BGBl. I S. 
2376), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 9. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1885) geändert 
worden ist, oder 
 

b) an Studentenwerke (Anstalten öf-
fentlichen Rechts) für deren gesetz-
lich festgelegte Zwecke, insbeson-
dere für die Errichtung von studenti-
schem Wohnraum, oder 

 
2.  im öffentlichen Ausschreibungsverfah-

ren 
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„Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 64 der Landeshaus-
haltsordnung wird zugelassen, dass 
eine Teilfläche des Grundstücks Ge-

a) unter Beschränkung auf Bieter, die 
sich vertraglich zur Realisierung 
städtebaulich oder wohnungspoli-
tisch förderungswürdiger Vorhaben 
verpflichten, oder 
 

b) mit der Auflage, dass in angemes-
senem Umfang öffentlich geförder-
ter Wohnraum errichtet wird, 

 
veräußert werden. 
 
(4) Kantinen bei Behörden, Einrichtun-
gen und Betrieben des Landes 
 
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Vermögensgegenstände des 
Landes, insbesondere Räume, Energie und 
Einrichtungsgegenstände, zum Betrieb ei-
ner Kantine bei Behörden, Einrichtungen 
und Landesbetrieben durch eine Pächterin 
oder einen Pächter unentgeltlich oder verbil-
ligt überlassen werden können, soweit dies 
im Interesse einer kostengünstigen Mitar-
beiterverpflegung unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Pächterin oder des Pächters geboten ist. 
 
(5) Verwaltungsdaten 
 
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Daten des Landes unentgeltlich 
bereitgestellt und überlassen werden kön-
nen, soweit dem nicht andere gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen. 
 
(6) Einzelfälle 
 
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung 
mit § 64 Absatz 4 der Landeshaushaltsord-
nung wird zugelassen, dass ein Erbbau-
recht an einem Grundstück in der Gemein-
de Bonn, Gemarkung Endenich, Flur 2, 
Flurstück 2748 mit einer Größe von ca. 
2.000 m² direkt und ohne öffentliches Aus-
schreibungsverfahren auf Grundlage einer 
gutachterlichen Wertermittlung bestellt wer-
den darf. 
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markung Mönchengladbach, Flur 67, 
Flurstück 196 mit einer Größe von ca. 
4.300 m2 direkt und ohne öffentliches 
Ausschreibungsverfahren auf Grund-
lage einer gutachterlichen Wertermitt-
lung veräußert oder ein Erbbaurecht 
daran bestellt werden darf.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Grundstücke und Gebäude 
 
Gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 
der Landeshaushaltsordnung wird zugelas-
sen, dass Grundstücke und Gebäude des 
Landes mietzinsfrei an Kommunen für die 
Aufnahme und Unterbringung von Bürger-
kriegsflüchtlingen und Asylbewerbern über-
lassen werden können. Der Zeitraum der 
Überlassung endet, wenn die Überlassung 
von Grundstück und Gebäude für die Zwe-
cke nach Satz 1 nicht mehr erforderlich ist. 
Die Kommunen haben bei der Beendigung 
von entsprechenden Nutzungen aufgrund 
eines geringeren Bedarfs prioritär die Nut-
zungen bei Liegenschaften des Landes 
(BLB NRW) zu beenden. 
 

4. § 21 Absatz 1 wie folgt gefasst: 
 
 
„(1) Atomrechtliche Deckungsvorsor-
ge 
 
Das Finanzministerium wird ermäch-
tigt, Gewährleistungsverpflichtungen 
des Landes nach § 14 Absatz 2 
Atomgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Juli 1985 
(BGBl. I S. 1565), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 14 des Gesetzes vom 
1. April 2015 (BGBl. I S. 434) geän-
dert worden ist, sowie nach § 3 Ab-
satz 1 und § 4 Absatz 1 bis 6 Atom-
rechtliche Deckungsvorsorge-
Verordnung vom 25. Januar 1977 
(BGBl. I S. 220), die zuletzt durch Ar-
tikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 1. 
April 2015 (BGBl. I S. 434) geändert 
worden ist,  
 
1. zugunsten der Forschungszent-

rum Jülich GmbH, Jülich bis 
höchstens zu einem Betrag von 
25 000 000 Euro und zugunsten 

 § 21 
Gewährleistungen 
 
(1) Atomrechtliche Deckungsvorsor-
ge 
 
Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
Gewährleistungsverpflichtungen des Lan-
des nach § 14 Absatz 2 des Atomgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 28. Au-
gust 2013 (BGBl. I S. 3313) geändert wor-
den ist, sowie nach § 3 Absatz 1 und § 4 
Absatz 1 bis 6 der Atomrechtlichen De-
ckungsvorsorge-Verordnung vom 25. Janu-
ar 1977 (BGBl. I S. 220), die zuletzt durch 
Artikel 9 Absatz 12 des Gesetzes vom 23. 
November 2007 (BGBl. I S. 2631) geändert 
worden ist, 
 
 
 
1.  zugunsten der Forschungszentrum 

Jülich GmbH, Jülich, und zugunsten 
der Arbeitsgemeinschaft Versuchs-
Reaktor (AVR) GmbH, Jülich, zu 
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der Arbeitsgemeinschaft Ver-
suchs-Reaktor GmbH, Jülich bis 
höchstens zu einem Betrag von 
40 000 000 Euro zu übernehmen 
und 

2.  zugunsten der Hochschulen im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Hoch-
schulgesetz bis höchstens zu ei-
nem Betrag von insgesamt 
225 000 000 Euro zu überneh-
men. 

 
Auf die in Nr. 1 und Nr. 2 genannten 
Höchstbeträge werden die auf Grund 
der Ermächtigungen früherer Haus-
haltsgesetze übernommenen Gewähr-
leistungsverpflichtungen angerechnet, 
soweit das Land aus diesen noch in 
Anspruch genommen werden kann.“ 

 

übernehmen. Diese Gewährleistungs-
verpflichtungen sind gegenüber der 
Forschungszentrum Jülich GmbH auf 
bis zu 10 Prozent des zur Erfüllung 
der Deckungsvorsorge festgesetzten 
Betrages, höchstens bis zu 201 000 
000 Euro und gegenüber der AVR 
GmbH auf bis zu 30 Prozent des zur 
Erfüllung der Deckungsvorsorge fest-
gesetzten Betrages, höchstens jedoch 
bis 2 708 700 Euro begrenzt und 

2.  zugunsten der Hochschulen im Sinne 
von § 1 Absatz 2 des Hochschulge-
setzes bis höchstens zu einem Betrag 
von insgesamt 120 000 000 Euro zu 
übernehmen. 

 
 
 
 
(2) Stiftung Zollverein 
 
Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr wird ermächtigt, 
sich gegenüber der Stiftung Zollverein für 
den Fall einer Nichtverlängerung der bis 
zum Jahre 2023 geltenden Finanzierungs-
vereinbarung zum unentgeltlichen Rücker-
werb der Grundstücke Zeche Zollverein 
Schächte 1/2/8 und XII in Essen sowie zur 
Tragung der jährlich mit dem Grundstücks-
eigentum verbundenen Kosten bis zur Höhe 
von derzeit 4 500 000 Euro zu verpflichten. 
 
(3) Gegenwerte im Ersatzschulbereich 
 
Das Land übernimmt für Träger von Ersatz-
schulen gemäß § 105 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. April 
2014 geändert worden ist, die Beteiligte in 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) sind, im Fall der Zahlungsun-
fähigkeit des Ersatzschulträgers die Haftung 
für alle Gegenwerte, die aufgrund des Aus-
scheidens des Ersatzschulträgers bezie-
hungsweise einer von ihm getragenen Er-
satzschule aus der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) entstehen. 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8650 

 
 

11 

(4) EU-Programm „Europäische territori-
ale Zusammenarbeit“ 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk wird 
ermächtigt, sich im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium im Rahmen einer Ver-
einbarung zum NL-NRW/Nds-EU-
Programm „Europäische territoriale Zu-
sammenarbeit“ zu verpflichten, für die För-
derperiode 2014 bis 2020 Gewährleistun-
gen gegenüber der EU-Kommission bis zu 
einem Betrag von 30 000 000 Euro zu 
übernehmen. 
 

5. Der dem Haushaltsgesetz 2015 bei-
gefügte Gesamtplan (Haushaltsüber-
sicht, Finanzierungsübersicht und 
Kreditfinanzierungsplan) wird durch 
den diesem Nachtrag beigefügten 
Gesamtplan ersetzt.  

 

  

6. Der dem Haushaltsgesetz 2015 bei-
gefügte Haushaltsplan wird nach 
Maßgabe des diesem Gesetz beige-
fügten Nachtrags geändert.  

 

  

Artikel 2 
Inkrafttreten 
 
Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1.Januar 
2015 in Kraft.  
 

 § 32 
Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in 
Kraft. 
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Haushaltsplan 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
tür das Haushaltsjahr 

2015 

Gesamtplan 

Haushaltsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO) 

Finanzierungsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO) 

Kreditfinanzierungsplan (§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO) 

AnlO1 ge zum 
H01ush01ltsgesetz 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8650 

 
 

14 

 
 
 

Haushaltsübersicht 

Em~",," Einnahmen Einnahmen - verpßIch- "'-ben 
Iu.,.,...",a.-

tigungen 
2015 2014" 2015 2015 2014" 

(TE"") (TE"") (TE"") (TEUR) (TEUR) 

01 

"""""" 
195,2 336,6 126171,6 61XXl,2 123604,6 

02 Minist~ 862,5 802,5 121 398,0 18510,0 120469,7 

03 MinisieriOOl für Inneres und Kommunales 189831,2 310341 ,3 5504491 ,9 41 1 320,5 5066264,6 

04 Justizministerium I 199 239,0 1199141,5 3882807,3 597276,4 3796955,0 

05 MinisieriOOl für Schule und WeileIDildung 264 874,3 195 001 ,1 16226437,5 262 809,4 15605848,5 

06 MinisteriOOl für Innovation, INissenschaft und 1239964,8 1 105 189,8 7779344,4 747700,0 7917 316,0 

F """'""" 
07 MinisieriOOl für Famiie, Kinder, Jugend, KulnK 109 937,3 166 832,7 3023 545,4 115089,1 2907229,3 

""" Sport 
09 MmterillTl für Bauen, Wohnen, Stacttentwicklung 1872 608, \ 1837855,4 3135409,2 1613201 ,6 3033201 ,5 

und Vet\etv 

10 MmlerillTl für KIiTIaschutz, t.JrnweIt, 385642,8 262 230,2 946 322,9 962877,3 926118,3 
Landwirtschaft, Natur- und Verornucherschutz 

11 MinislerillTl für Arbeit. Integ'ation und Soziales 3012818,6 2750487,8 3922 881,5 229 756,1 3593647,5 

12 Finanzrrinislerium 749035,5 741464,4 2108 242,3 46828,0 2053338,2 

13 l.onde&~ 163,7 417,9 41257,1 40515,9 

14 MinislerillTl für Wnsch3ft, Energie, Industrie, 316305,8 259017,3 825 898,2 313073,0 760785,2 
Mittelstand und Handwerk 

15 MinislerillTl für Gesuldheit, Emanzipation, Pflege 235833,4 224347,7 1028 542,0 189 255,6 993258,5 

""" All" 
20 Allgemeine Fll3IlZVefW3Itung 54 915 326,3 53 496 969,3 15819909,2 200 382,0 15611 882,7 

'""""""" 64 492 658,5 62 550 455,5 64 492 658,5 5714079,2 62550455,5 

• Stand: Nachtr3gshaushalt 2014 einsdll_ Umsetzu1gen im HaushaltsYOllzug 2014 = VorjahresvergIei. 

Hinweis: 

Die Abweichoogen in den Surrrnen ergeben sich durch kaufmännisches Rooden. 
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FINANZI E RU NG SÜ B ERS ICH T 

I. HAUSHALTSVOLUMEN 

11. ERMITTLUNG CES FINANZIERUNGSSALDOS 

111 . 

,. 

2. 

3. 

Ausgaben 
(Ohne Ausgaben zur SChuldenlilgung am Kredibnarkt, 
zuführungen an Rücklagen ulld für Fehlbetrage aus V()(j<lhren 
und haushaltstechnische v errechnungen ) 

Einnahmen 
(Ohne Einnahmen aus Kreditmarktmmeln , 
Entnahmen aus Rücklagen und Überschüssen aus Vorjahren 
und haushaltstechnische Verrechnungen) 

FinanzierungssOlldo 

ZUSAMMENSETZUNG CES FINANZIERUNGSSALDOS 

4. Nettoneuverschuldung Olm Kreditmarkt 

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarxl (brutto) 

4.2 abzüglich Ausgaben zur Sdluldentilgung am Kreditmarxl 

4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmar1l:t 

5. zuzüglich Entnahmen aus ROcklagen 

6. abzOg lieh ZufOhrung an RÜCklagen 

7. zuzügliCh ÜberschOsse aus VOrjahren 

8. abzOglich Fehlbeträge aus Vorjahren 

9. Finanziew ngssaldo 

IV. NACHRICHT LICH 
ERMITTLUNG OER KREOITER MÄCHTIGUNG FÜR KREOITMARKTMITTEL 

Einnahmen aus Krediten .... om Kreditmar1c:t (netto) 

zuzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarld 

KreditermaChtigung (bruttO) 

KREDITFI NANZ I ERU NGS PLAN 

I. EINNAHMEN AUS KREOITEN 

bei GebietSkörpersChaften, Sondervermögen usw . 

.... om KreditmarId (bruttO) 

Zusammen 

11. TILG UNGSAUSGABEN FÜR KREO ITE 

bei GebietskörpersChaften, Sondervermögen usw. 

am Kreditmarld 

Zusammen 

111 . NETTO-NEUVERSCHULOUNG insgesamt 

bei GebietSkörpersChaften, Sondervermögen usw. 

am Kreditmarld 

Zusammen 

(MiO EUR ) 

64 .492,7 

63.953,1 

62.411,4 

20.576,8 

18.498,8 

2.078,0 

537.0 

0.7 

-1.541,7 

2.078,0 

18.498,8 

20.576.8 

(MIO EUR) 

20.576,8 

20.576.8 

151,6 

18.498.8 

18.650,4 

-151,6 

2.078,0 

1.926,4 
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Begründung 
 
 
I.  Allgemeiner Teil 
 
Anlass für den Zweiten Nachtragshaushalt 2015 ist die enorm gestiegene Zahl an Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern. Hieraus resultiert ein erheblicher Mehrbedarf an Planstel-
len, Stellen und Haushaltsmitteln insbesondere für die Aufnahme, Unterbringung, Versor-
gung und den Transport von Flüchtlingen und Asylbewerbern. Unter anderem müssen in 
diesem Zusammenhang 10.000 Unterbringungsplätze in Zentralen Unterbringungseinrich-
tungen, 4.500 Unterbringungsplätze in Erstaufnahmeeinrichtungen und 2.000 Unterbrin-
gungsplätze in Notunterkunftseinrichtungen geschaffen werden. 
 
Die überwiegenden Mehrausgaben für die Aufnahme, Unterbringung, Versorgung und den 
Transport von Flüchtlingen und Asylbewerbern ergeben sich im Einzelplan des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales (MIK) im Kapitel 030 (Landesmaßnahmen für Asylbewerber 
und Bürgerkriegsflüchtlinge) und betragen rd. 121 Mio. EUR.  
 
Die Mehrausgaben und die zusätzlichen Stellen im Zusammenhang mit der Betreuung der 
Asylsuchenden und der Schaffung der zusätzlichen Unterbringungsplätze sind im Einzelplan 
des MIK im Kapitel 310 (Bezirksregierungen) abgebildet und betragen rd. 42 Mio. EUR. 
 
Auch im Bereich der Schulen entsteht infolge der gestiegenen Zahl an zugewanderten Schü-
lerinnen und Schülern und des dadurch bedingten Schüleranstiegs ein Mehrbedarf von 674 
Planstellen. 
 
Im Bereich des Einzelplans des Justizministers (JM) werden 22 zusätzliche Stellen für die 
zusätzliche Zahl von Asylverfahren bereitgestellt. 
 
Insgesamt resultiert aus der gestiegenen Zahl an Asylbewerberinnen und Asylbewerbern in 
den Einzelplänen des MIK, des Ministeriums für Schule und Weiterbildung (MSW) und des 
JM ein personeller Mehrbedarf im Umfang von 792 Planstellen und Stellen. 
 
Mit dem Zweiten Nachtragshaushalt 2015 werden auch die haushaltsmäßigen Vorausset-
zungen geschaffen, um die in Rede stehenden Bundesmittel zur Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen an die Kommunen weiterleiten zu können. Anlass hierfür ist 
das auf Bundesebene in Beratung befindliche Gesetz zur Förderung von Investitionen fi-
nanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewerbern. 
 
Mit dem vorgenannten Gesetz sollen u.a. finanzschwachen Kommunen 3,5 Mrd. EUR für 
Investitionen zur Verfügung gestellt werden. Der Anteil für die NRW-Kommunen beträgt nach 
dem Gesetzentwurf 32,1606 Prozent; dies entspricht 1,125 Mrd. EUR.  
 
Für die verwaltungsmäßige Umsetzung werden 15 Planstellen benötigt, die mit dem Zweiten 
Nachtrag ebenfalls bereitgestellt werden. 
 
Des Weiteren werden zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen eingestellt, 
um Fördermittel der EU abrufen zu können. 
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II.  Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1: 
 
Zu Nr. 1: 
Die Änderung im Haushaltsvolumen ist Folge der Ansatzänderungen in den Einzelplänen. 
 
Zu Nr. 2: 
Diese Vorschrift regelt die Höhe der Kreditermächtigung. 
 
Zu Nr. 3: 
Geregelt wird ein weiterer Einzelfall einer Direktveräußerung bzw. Erbbaurechtsbestellung. 
Der Verband der Rheinischen Textil- und Bekleidungsindustrie e.V. und der Verband der 
Nordwestdeutschen Textil- und Bekleidungsindustrie e.V. beabsichtigen, eine Aus- und Wei-
terbildungsakademie für die Textil- und Bekleidungswirtschaft in NRW („Textilakademie 
NRW“) zu gründen. Die Regelung soll es der Textilakademie NRW ermöglichen, sich in un-
mittelbarer Nähe der Hochschule Niederrhein in Mönchengladbach anzusiedeln, um die Ko-
operation mit deren Fachbereich Textil- und Bekleidungstechnik zu fördern. Die Kooperation 
einer Institution der beruflichen Bildung mit einer Fachhochschule ist aus Sicht des Landes 
NRW förderungswürdig. Die Ansiedlung in Mönchengladbach soll darum unterstützt werden. 
 
Zu Nr. 4: 
Das Land NRW und die Bundesrepublik Deutschland planen, die nicht mehr Forschungs-
zwecken dienenden Rückbau- und Entsorgungsaufgaben, die zurzeit noch bei der For-
schungszentrum Jülich GmbH (FZJ), Jülich bestehen auf die Arbeitsgemeinschaft Versuchs-
Reaktor GmbH (AVR), Jülich zum 01. Juli 2015 zu überführen. Dazu sollen weite Teile des 
Geschäftsbereichs „Nuklear-Service“ der FZJ auf die AVR übertragen werden. In der Folge 
soll der Finanzierungsanteil des Landes an der AVR zumindest teilweise auf 90:10 (Bund : 
Land) von derzeit 70:30 (Bund : Land) abgesenkt werden. Dadurch wird das Land im Um-
fang von rund 39 Mio. Euro bis zum Jahr 2022 entlastet. Zur Erteilung der für die Überfüh-
rung erforderlichen atomrechtlichen Genehmigungen werden bei der AVR höhere atomrecht-
liche Deckungsvorsorgen benötigt als bisher – im Gegenzug verringern sich diese bei der 
FZJ. In diesem Kontext wurde auch eine Neubewertung der bisherigen Deckungsvorsorgen 
vorgenommen. Dabei wurde festgestellt, dass aufgrund der Stilllegung von Anlagen das 
kerntechnische Risiko deutlich gesunken ist. Die bisher maximal mögliche Haftung des Lan-
des NRW kann damit erheblich reduziert werden. 
 
Nach der bisherigen Ermächtigung konnten Gewährleistungsverpflichtungen gegenüber den 
Hochschulen jährlich bis zum Höchstbetrag übernommen werden. Im Zuge der Neuordnung 
der Gewährleistungen im Rahmen der atomrechtlichen Deckungsvorsorge sollen künftig die 
Garantierisiken des Landes begrenzt werden (auch im Hinblick auf die Vorgaben einer 
Schuldenbremse ab dem Jahr 2020). Zu diesem Zweck wird der Höchstbetrag auf eine für 
die nächsten Jahre voraussichtlich ausreichende Summe erhöht, die auch die bisher über-
nommenen Gewährleistungsverpflichtungen abdeckt.  
 
Die neu eingefügte Anrechnungsvorschrift stellt sicher, dass das Land künftig maximal bis 
zum entsprechenden Höchstbetrag in Anspruch genommen werden kann. 
 
Zu Nr. 5 und 6: 
Die Änderungen sind die Folge der Ansatzänderungen in den Einzelplänen.  
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Zu Artikel 2:  
 
Dieser Artikel enthält die Inkrafttretensklausel.  
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Zu Drucksache: 16/8650 (Neudruck) 
 
 
 

 
I. Übersicht über die wesentlichen Veränderungen des Zweiten Nachtragshaus-

halts  
 
 

1. Veränderungen im Personalhaushalt 
 

Mit dem Zweiten Nachtragshaushalt 2015 werden insgesamt 807 zusätzliche Stellen 
eingerichtet (799 Planstellen und 8 Arbeitnehmerstellen) mit Personalmehrausgaben 
von rund 17,7 Mio. EUR.  
 
Davon stehen 792 Stellen im Zusammenhang mit der Bewältigung der Flüchtlings-
/Asylproblematik (Unterbringung, Betreuung und Beschulung). 
15 Stellen werden zur Umsetzung des KommunaIinvestitionsförderungsgesetzes des 
Bundes benötigt.  
 
Im Einzelnen verteilen sich die 807 zusätzlichen Stellen wie folgt auf die einzelnen 
Sachverhalte: 
 

Planstellen zur Umsetzung des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes des Bundes mit kw-Vermerken zum 
30.06.2019 (2 im MIK, 13 bei den Bezirksregierungen) 

+15 

Planstellen bei den Bezirksregierungen für die Unterbringung 
und Betreuung von Asylbewerbern; davon 17 kw zum 
31.12.2018, 18 kw zum 31.12.2019, 18 kw zum 31.12.2020 

+53 

Planstellen (35) sowie Arbeitnehmerstellen (8) bei den Be-
zirksregierungen für die Unterbringungseinrichtung für Aus-
reisepflichtige (UfA Büren)  

+43 

Richterstellen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit aufgrund der 
Zunahme der Asylverfahren; davon 7 kw zum 31.12.2018, 7 
kw zum 31.12.2019, 8 kw zum 31.12.2020 

+22 

Lehrerplanstellen mit kw-Vermerken zum 01.08.2018 zur Si-
cherstellung der Unterrichtsversorgung infolge der gestiege-
nen Flüchtlingszahlen (Deckung des Grundbedarfs) 

+674 

 
Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Anlage 1. 
 
 
 

2. Veränderungen bei den Ausgabe- und Einnahmeansätzen 
 
a. Veränderungen bei Ausgabeansätzen 
 
Die mit dem Zweiten Nachtragshaushalt 2015 vorgenommenen Veränderungen füh-
ren zu Mehrausgaben in Höhe von 205,9 Mio. EUR (Saldo aus Mehr- und Minder-
ausgaben). 
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Die wesentlichen Ausgabeveränderungen stellen sich wie folgt dar:  
 

 
Einzelplan 03 - MIK 

Ausgaben 
in 
Mio. EUR 

Mehrausgaben im Zusammenhang mit der Aufnahme, Un-
terbringung, Versorgung, Betreuung etc. Asylsuchender in 
den Kapiteln 030 und 310 des Einzelplans des MIK. 
Das Land NRW ist aufgrund § 44 Asylverfahrensgesetz ver-
pflichtet, für die Unterbringung Asylbegehrender die dazu 
erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen, zu un-
terhalten und entsprechend der Aufnahmequote die not-
wendige Zahl von Unterbringungsplätzen bereitzustellen. 
Aufgrund der enorm gestiegenen Zahl an Asylbewerberin-
nen und Asylbewerbern sind 10.000 Unterbringungsplätze 
in Zentralen Unterbringungseinrichtungen, 4.500 Unterbrin-
gungsplätze in Erstaufnahmeeinrichtungen und 2.000 Un-
terbringungsplätze in Notunterkunftseinrichtungen notwen-
dig. Daraus ergibt sich ein erheblicher Mehrbedarf an Plan-
stellen, Stellen und Haushaltsmitteln im Asylbereich. In dem 
Gesamtbetrag sind rd. 85,5 Mio. EUR für die Betreuung von 
Asylsuchenden in Aufnahmeeinrichtungen des Landes und 
rd. 24 Mio. EUR für Baumaßnahmen enthalten. 

+162,8 

Mehrausgaben für die Unterbringungseinrichtung für Aus-
reisepflichtige Büren (UfA) im Kapitel 310 des Einzelplans 
des MIK.  
Das am 29.04.2015 beschlossene Gesetz über den Vollzug 
der Abschiebungshaft in Nordrhein-Westfalen bildet die ge-
setzliche Grundlage für die Schaffung einer Unterbrin-
gungseinrichtung für Ausreisepflichtige im Geschäftsbereich 
des MIK, welches erstmals die Aufgabe der Unterbringung 
von Ausreisepflichtigen übernimmt. Diese Aufgabe stellt an 
alle Beteiligten besondere und hohe Anforderungen, die nur 
mit einer entsprechenden Ausstattung bewältigt werden 
können. 

+2,6 

  

 
Einzelplan 05 - MSW 

Ausgaben 
in 
Mio. EUR 

Mehrausgaben für die Bereitstellung von 674 Lehrerstellen 
Um angesichts der gestiegenen Anzahl an zugewanderten 
Schülerinnen und Schülern die Unterrichtsversorgung si-
cherstellen zu können, werden zusätzliche 674 Lehrerstel-
len zu Beginn des Schuljahres 2015/2016 bereitgestellt. 

+14,5 
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Einzelplan 06 - MIWF 

Ausgaben 
in 
Mio. EUR 

Infolge der zeitlichen Verzögerung bei der räumlichen Er-
weiterung des „Zoologisches Forschungsmuseum Alexand-
er Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität“ (ZFMK) erge-
ben sich Minderausgaben in 2015. 

-23,2 

 
 
Einzelplan 14 – MWEIMH 
 

Ausgaben 
in 
Mio. EUR 

Zur Verausgabung zusätzlicher EU-Mittel NRW/EU Ziel 2-
Programm (2007-2013) werden 50 Mio. EUR etatisiert, de-
nen Einnahmen in gleicher Höhe gegenüberstehen. 

+50,0 

10 Mio. EUR zusätzliche Kofinanzierungsmittel des Landes 
werden zum Abruf der zuvor genannten zusätzlichen EU-
Mittel bereitgestellt. 

+10,0 

 
 
Einzelplan 20 – Allgemeine Finanzverwaltung 

Ausgaben 
in 
Mio. EUR 

Minderausgaben beim Familienleistungsausgleich 
Die Ansatzabsenkung resultiert aus der Abrechnung der 
Kompensationsleistung für das Jahr 2014.  

-8,4 

Minderausgaben beim Einheitslastenabrechnungsgesetz 
Der Minderbedarf ergibt sich infolge der Abrechnung für das 
Abrechnungsjahr 2013. 

-2,5 

Summe der dargestellten Ansatzveränderungen: rd. +205,8  
Sonstige kleinere Ansatzveränderungen (Saldo aus Mehr- 
und Minderausgaben): 

rd.     +0,1 

Gesamtveränderung (Saldo aus Mehr- und Minderaus-
gaben): 

rd. +205,9 

 
b. Veränderung bei den Einnahmeansätzen 
 

 
Einzelplan 14 - MWEIMH 

Einnahmen  
in 
Mio. EUR 

Zuschüsse von der EU zum NRW/EU Ziel 2-Programm 
(2007-2013) im MWEIMH 

+50,0 

 
 

Einzelplan 20 – Allgemeine Finanzverwaltung 
Einnahmen 
in 
Mio. EUR 

Steuermehreinnahmen aufgrund der Erkenntnisse aus der 
Steuerschätzung vom Mai 2015 

+360,0 

Mindereinnahmen beim Länderfinanzausgleich aufgrund 
der Erkenntnisse aus der Steuerschätzung vom Mai 2015 

 - 120,0 
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Mindereinnahmen bei den Bundesergänzungs-
zuweisungen aufgrund der Erkenntnisse aus der Steuer-
schätzung vom Mai 2015 

 - 80,0 

Globale Mehreinnahmen zum Haushaltsausgleich  +0,9 

 
Gesamtsumme: in Mio. EUR 
Summe der Mehreinnahmen: rd. 210,9 

 
 
Einzelheiten zu den Mehr- und Minderausgaben ergeben sich aus der Anlage 2. 
 
 

II. Übersicht über die Veränderungen des Zweiten Nachtragshaushalts  
 

1. Veränderungen bei den Einnahmen und Ausgaben 
 

Die Veränderungen führen für das Haushaltsjahr 2015 zu Mehrausgaben von rd. 
205,9 Mio. EUR und zu Mehreinnahmen in Höhe von rd. 210,9 Mio. EUR. 
  
 

2. Veränderung des Stellensolls 2015 
 

Das Personalstellensoll 2015 im Landeshaushalt entwickelt sich wie folgt: 
 
Stellensoll bisher laut 1. Nachtragshaushalt 2015 
 

284.232 

Zusätzliche Stellen     +807 
Stellensoll neu laut 2. Nachtragshaushaltsentwurf 2015 285.039 
 
 

3. Veränderungen bei den Verpflichtungsermächtigungen 
 

Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen erhöht sich um rd. 220 Mio. EUR. Die 
wesentlichen Veränderungen resultieren aus der Bereitstellung zusätzlicher Verpflich-
tungsermächtigungen zum Abruf von EU-Mitteln.  
Des Weiteren werden weitere Verpflichtungsermächtigungen für die Schaffung zu-
sätzlicher Unterbringungsplätze für Asylsuchende bereitgestellt. 
 
Alle bei den Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen vorgenom-
menen Änderungen sind in der Anlage 2 zusammengefasst dargestellt.  
 

 
III. Auswirkungen der einnahme- und ausgabewirksamen Veränderungen des 

Nachtragshaushaltsentwurfs auf die Nettoneuverschuldung 
 

 
Nettoneuverschuldung alt:  1.931,4 Mio. EUR 
Nettoneuverschuldung neu:  1.926,4 Mio. EUR. 
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IV. Auswirkung der Veränderungen auf das Haushaltsvolumen 
 

Die vorgenommenen Veränderungen führen zu einer Erhöhung des Haushaltsvolu-
mens in Höhe von 205.907.200 EUR. 
 
Haushaltsvolumen alt:  64.286.751.300 EUR 
Haushaltsvolumen neu: 64.492.658.500 EUR 

 
Eine Gesamtdarstellung aller mit dem zweiten Nachtrag vorgenommenen Verände-
rungen ist in einer dem gedruckten Haushalt entsprechenden Darstellung als Anlage 
3 beigefügt. 

 
 
V. Notwendige Änderungen des Haushaltsgesetzes 2015 
 

Die notwendigen Änderungen im Haushaltsgesetz 2015 durch das Zweite Nachtrags-
haushaltsgesetz 2015 sind in der Begründung zu dem Gesetz bereits dargestellt.  

 



 



Einzelplan zusätzliche 
SteIlen 

Epl. 03 - MIK 

03010 2 
03310 13 

15 

03310 53 

03310 35 
8 

43 
insges. 111 

Epl. 04 -JM 

04220 22 

insges. 22 

Epl. 05 - MSW 
05300 674 

insges. 674 

Summe 807 
~--

Zweiter Nachtragshaushalt 2015 
Personalhaushalt 

Erläuterungen (z.B. Wertigkeiten, Gründe) 

. 

Umsetzung Investitionsförderungsgesetz 
2 Planstellen A 15, A 11 mit kw-Vermerken zum 30.06.2019 
13 Planstellen A 10 mit kw-Vermerken zum 30.06.2019 .. 

Asyl 
53 Planstellen (A 16, 5x A 14, 11x A 12, 20x A 11, 6x A 10, 5x A 9mO, 3x A7, 2x A 6) 
mit kw-Vermerken 17x zum 31.12.2018, 18x zum 31.12.2019, 18x zum 31.12.2020 
Ufa BOren 
35 Planstellen (A 15, 13 gO, 3x A 11, 6x A 9mO, 9x A 8, 15x A 7) 
8 ArbeitnehmersteIlen (5x gO, 3x mO) 
Aushilfsmittel für vertragsärztliche- u.ä. Leistungen 

. 
. 

.' 

RichtersteIlen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit aufgrund der Zunahme der Asylverfahren 
mit kw-Vermerken 7x zum 31.12.2018, 7x zum 31.12.2019, 8x zum 31.12.2020 

674 neue LehrersteIlen (297x A 13hO, 124x A 13g0, 253x A 12) mit kw-Vermerken zum 
01.08.2018 zur Deckung des Grundbedarfs infolge der gestiegenen Flüchtlingszahlen 

~», 
.• ~ 

Anlage 1 , 

. 

Personal-
ausgaben 

in EUR 

62.400 
299.400 
361.800 1 

! 

1.342.800 

701.000 
255.600 
101.700 

1.058.300 
2.762.900 

462.400 
462.400 

14.521.100 

14.521.100 

'17.746.400 



 



Anlage 2 

Kurzdarstellung der im 2. Nachtrag 2015 vorgesehenen Veränderungen 

Ressort 

Epl. 
(bzw. Ifd. Nr. Kapitell Titel 

Zweckbestimmung E A VE 
Bezelch· 

nung) (Kurzform) In Euro 

01 LT 

-. 

02 MP'ln 

. -.... 

03 MIK Umsetzung "Investitionsförderungsgesetz" 

1 03010/42201. 2 Planstellen (1 xA 15,1 xA 11),kw30.06.2019 
62.400 

2 03010/54771 
Entwicklung, Betrieb und Pflege tOr IT-Unterstotzung (durch 190.000 
IT.NRWl 

3 03 310/422 01 13 Planstellen A 10, kw 30.06.2019 
299.400 . 

. 

Asyl 

4 03030/51410 Ausgaben fOr Impfmaßnahmen 
896.700 

5 03 030/ 536 00 Rockfohrung 
2.000.000 

6 03030/547 10 Betreuungskosten ZUE und NUE 
85.505.400 

7 03 030/ 633 10 Kostenerstattung fOr die Aufnahmeeinrichtungen 
4.553.500 

8 03 030/ 633 23 Hartefalltonds 
615.000 

9 03 030/633 30 Minderjahrige FlOchtlinge 
512.500 

-1 -



. 

Ressort 

Epl. (bzw. Ifd. Hr. Kapitell Titel 
Zweckbestimmung E A VE 

BezeIch-
nung) (Kurzform) In Euro 

10 
03 030/ 633 50 Betreuungskosten EAE 3.932.200 

. 

11 
03030/681 10 Barleistungen 19.352.600 

12 
03 030/681 20 Betörderungskosten 3.495.100 

13 
03 310/422 01 

53 Planstellen tor die Unterbringung und Betreuung von 1.342.800 
Asylbewerbem 

14 
03 310/ ~17 01 Steigerung der Nebenkosten derAsylunterkOnfte 830.000 

15 
03310/51903 

Brandschutz und baurechtl. Anforderungen, notwendige 12.061.400 
In.standsetzunaen U$W. 

16 
03310/54601 

Planungsleistungen, Machbarke~sstudien, externe Beratung 1.000.000 
usw. 

17 
03310/71300 

Baumaßnahmen - EAE Siegen-Wittgenstein, Standort 1.142.300 
Burbach 

18 03310171310 
Baumaßnahmen - EAE Siegen-Witlgenstein, Standort Bad 1.060.000 
Berlebura 

19 
03310/71400 Baumaßnahmen - UE Hemer 3.180.000 

20 
03310/71500 Baumaßnahmen - UE Wickede 1.113.000 

21 
03310171600 Baumaßnahmen - UE Borgentreich 1.060.000 

22 03310/71700 Baumaßnahmen - UE SChöppingen 2.120.000 

23 03310171800 Baumaßnahmen - UE Kerken-8tenden 1.500.000 

24 03310171900 Baumaßnahmen - UE Unna 5.300.000 

25 03310/79900 Verstarkungslilel tur Baumaßnahmen inkl. VE 7.500.000 17.000.000 

26 03310/81210 Umsetzung Sicherheitskonzepl 900.000 
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Ressort 
Epl. (bzw. Ifd. Nr. Kapitell Titel Zweckbestimmung E A VE 

Bezelch· 
nung) (Kurzform) In Euro 

27 
03310/511 90 

Ausstattung der Einrichtungen mit Datenleitungen und 280.000 
Telefon 

28 
03310/53890 Erstellung der Software AVU Asyl 790.000 

29 
03310/54790 

Bereitstellung einer Test- und Produktionsumgebung fOr AVU 600.000 
Asvl durch IT.NRW 

30 
03310/81290 Erwerb von PC's und elektr. Anwesenheitskontrolle 120.000 

UfABOren 

31 
03310/42201 35 Planstellen 701.000 

32 
03310/42701 Vertragsärztliche- U.a. Leistungen 101.700 

33 03310/42801 8 Stellen 255.600 

34 03310/511 01 Wartung der vorhandenen Telefonanlage 3.000 

35 03310/51402 Dienstkleidung fOr das Personal 50.000 

36 03310/51704 Reinigung der Liegenschaft 86.000 

37 03310/51804 
Mietsteigerung wg. vorzunehmender Änderung an der 700.000 19.355.000 
Mietsache, VE i.H.v. 19,355 Mio, €,tallia ab 2016 

38 03310/51903 
Einbau zusätzlicher Schlösser in den Hattraumen und 205.000 
Herrichtuna von Raumen 

39 03310/54740 
Preissteigerung fOr Bewachungs- u. Pflegedienstvertrag, 266.100 
Kleidung, Taschengeld usw. 

40 03310/81101 . Beschaffung von Fahrzeugen 90.000 

41 03310/812 10 Beschaffung Rasenmäher, KOhischranke, Mobiliar, Kopierer 149.600 

42 
03310/81290 

BeschaffungIT-Hardware, Telefonanlage, VE i.H.v. 0,15 Mio. 40.000 150.000 
€, fallig 2016 

- 3-



Ressort 

Epl. (bzw. Ifd. Nr. Kapitell Titel Zweckbestimmung E A VE 
Bezelch· 

nung) (Kurzform) In Euro 

04 JM 1 04 220/422 01 Einrichtung von 22 neuen Stellen "Richter/Richterin am 462.400 
Verwaltungsgericht (mit kw-Vermerken) 

2 04 210/545 00 ,BaUliche Sicnerungsmal~nahmen an privaten vvohnnausern 1.000.000 
von Bediensteten 

.. 
05 MSW 1 05 300/422 01 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und Beamten 14.521.100 

(Mehrbedarf von 674 LehrersteIlen wegen erhöhter 
SchUlerzahlen auf Grund der erhöhten Zuwanderung) 

-_ .• ". ,'.-, . .. '·--0- , . ·'.,k' __ "'_' - - '~.' 

06 MIWF Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenlg - Leibniz-lnstltut für 
Blodlversität der Tiere (ZFMK) (Zeltverzögerung bel der Durchführung der 
Maßnahme zur räumlichen Erweiterung) 

1 06 030/686 44 Zuschuss an die Stiftung ZMFK -188.000 

2 06 030/892 45 Zuschuss an die Stiftung ZMFK fOr die räumliche Erweiterung -21.050.000 

3 06 030/892 44 Zuschuss an die Stiftung ZMFK fOr Investitionen - -2.100.000 
. 

4 06 030/632 12 Anteil des Landes an der gemeinsamen Finanzierung von 200.000 
Forschungseinrichtungen der WGL 

5 06 100/685 20 ZuschUsse an die Hochschulen tor die Beiträge zur 220.100 
Unfallkasse für die Studierenden 

6 06100ITG64 Ausgaben tor Forschung, Lehre, Internationales und Transfer 

68664 20.000.000 
7 061001TG 75 Ausgaben fUr Forschung und Innovation auf den Feldern 

nachhaltiger Entwicklung (Initiative "Fortschritt NRW') 
68675- -

10.000.000 
Änderung §15 Abs. 6 HHG (Grundstock Hochschule 
Niederrhein - Campus Mönchengladbach) 
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Ressort 

Epl. (bzw. Ifd. Nr. KapiteU Titel 
Zweckbestimmung E A VE 

Bezeich-
nung) (Kurzform) In Euro 

Änderung § 21 Abs. 1 HHG (Veränderungen bei den 
Gewahrleistungsverpflichtungen / Atomrechtliche 
Deckungsvorsorge ) 

. -.' "._-,. 

07 MFKJKS 1 07 040rrG 97 Qualifizierung und Weiterentwicklung KiBiz (Erhöhung der VE 1.700.000 
und Ergänzung der Erläuterungen) 

2 07 040rrG 99/ Auflösung der TG 99 KiBiz-Revisionstitelgruppe zugunsten 
88330 einer neuen Haushaltsstelle 07 040/883 30 

.... ,,- - " .. ".-'" -- " -- . __ .-, . --,~'". "",,- . 

09 MBWSV 1 09 500rrG 90 Umgestaltung des Regierungs- und Parlamentsviertels in 
Bonn 

09 500/881 90 Zuweisungen fOr Investitionen -1.890.000 1.890.000 
.. "._ .. ,,--''''~'-

u'""_ ,_, - -'.-. 

10 MKULNV Erledigung von Umweltaufgaben durch kommunale Stellen 

1 10011/61310 Zuweisungen fOr den Personalaufwand fOr die auf die Kreise -428.100 
und die kreisfreien Stadte obergeleiteteten Beamtinnen und 
Beamten 

. 

2 10011/61311 Zuweisungen an die Kreise und die kreisfreien Stadte fOr den 985.000 
Nachersatz ausgeschiedener Beschäftigter . 

3 10011/61312 Zuweisungen an die Kreise und die kreisfreien Stadte als 39.400 
Ausgleich fOr den Sachaufwand 

. 

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

4 10 050/685 20 Zuschuss an das "BEW - das Bildungszentrum fOr die Ver- 50.000 
und Entsorgungswirtschaft GmbH", Duisburg und Essen 

Zuschüsse der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

5 10 090rrG 60 ZuschOsse im Rahmen der EU-Verordnung "Ländlicher Raum 
2014 - 2020" (Landesanteil) 

68360 ZuschOsse (an private Unternehmen) 26.756.000 
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Ressort 

Epl. (bzw. Ifd. Nr. Kapitell Titel 
Zweckbestimmung E A VE 

BezeIch-
nung) (Kurzform) In Euro 

6 10 090ITG 61 ZuschUsse im Rahmen der EU-Verordnung "Landlicher Raum 
2014 - 2020" (EU-Anteil) 

68361 ZuschOsse (an private Unternehmen) . 113.000.000 

7 10 090ITG 70 Schulobstprogramm (Landesanteil) 

10 090/537 70 Neuer Titel: Versuche und Gutachten (Landesanteil) 

8 10 090ITG 71 Schulobstprogramm (EU-Anteil) 

10 090/537 71 Neuer Titel: Versuche und Gutachten (EU-Anteil) 
,.-. " 

,_.-. ,. - '-' 

11 MAiS 

'," --"""-'." .-,~ .. 

12 FM 

"."-

13 LRH 

, .. - ---,-, 

14 MWEIMH 1 14 730ITG 76 . ZuschOsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(Landesanteil) -

89176 ZuschUsse fOr Investitionen an öffentliche Unternehmen 4.687.200 

2 14 730ITG 77 ZuschOsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(Bundesanteil) 

89177 ZuschUsse fOr Investitionen an öffentliche Unternehmen 4.687.200 

3 14 7311TG 64 ZuschOsse im Rahmen des Gemeinschaftsprogrammsmit 
der EU zur Unterstotzung der wirtschaftlichen und sozialen 
Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen - Ziel 2 fOr die 
Jahre 2007 bis 2013 - (Landesanteil) 

68664 SonstigeZuschosse fOr laufende Zwecke im Inland 10.000.000 1 
.. 
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Ressort : 

Epl. (bzw. Ifd. Nr. KapiteU Titel 
Zweckbestimmung E A VE 

BezeIch-
nung) (Kurzform) In Euro 

4 14 731fTG 65 ZuschOsse im Rahmen des Gemeinschaftsprogramms mit 
der EU zur Unterstotzung der wirtschaftlichen und sozialen 
Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen - Ziel 2 fOr die 
Jahre 2007 bis 2013 - (EU-Anteil) 

68665 Sonstige ZuschOsse fUr laufende Zwecke im Inland .. 50.000.000 

5 14 731fTG 65 ZuschUsse von -der EU (Ziel 2 fUr die Jahre 2007 - 2013) 

27265 Sonstige ZuschUsse 50.000.000 

15 MGEPA 

..... -_ ... 

20 A1lg. 1 20010/ Steuereinnahmen (Anpassung nach dem Ergebnis der 360.000.000 

Finanz- Steuerschatzung) 

verw. 
2 20 0201211 60 Allgemeine Zuweisungen vom Bund -80.000.000 

(Bundeserganzungszuweisungen) 

3 20020/21260 Zuweisungen von anderen Landern nach Artikel 107 Abs. 2 -120.000.000 
des Grundgesetzes (Landerfinanzausgleich) 

4 20020/371 10 Globale Mehreinnahmen zum Haushaltsausgleich 907.200 

5 20030/61318 Kompensation Verluste Familienleistungsausgleich -8.360.000 

6 20 030/613 30 Abrechnung nach dem Einheitslastenabrechnungsgesetz -2.517.000 
(Abrechnung fOr 2013) 
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Ressort 

Epl. (bzw. Ifd. Nr. Kapitell Titel Zweckbestimmung E A VE 
Bezelch· 

nung) (Kurzform) In Euro 

Neues Kapitel 20 031 

(jeweils nur Strichansätze u. Haushaltsvermerkej 
7 20031/11901 Vermischte Einnahmen 

. 

8 20031/11910 t::mnanmen aus aer KUCKTOraerung mcm zweCKentSprecnena 
verwendeter Finanzhilfen 

9 20031/11920 i"mselnnanmen Im Lusammennang mll aer KUcKToraerung 
nicht zweckentsprechend verwendeter Finanzhilfen 

10 20 031/334 00 Zuweisungen vom Sondervermögen des Bundes 

11 20031/631 10 RUckzahlung von Finanzhilfen an den Bund 

12 20031/631 20 Zinszahlungen an den Bund im Zusammenhang mit der 
Ruckzahlung nicht zweckentsprechend verwendeter 
Finanzhilfen 

13 20 031/883 00 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände rur 
Investitionen 

. 

14 20 650/325 00 Einnahmen aus Krediten -5.000.000 . 

HHG nachrichtlich: 

§§ 1, 2 Zwangsläufige Anderungen wegen der Änderung des 
Haushaltsvolumens und der Kreditaufnahme 

§15 Abs. 6 Anderungswunsch MIWF (Grundstock Hochschule 
Niederrhein - Campus Mönchengladbach). 

§ 21 Abs.1 Anderungswunsch MIWF (Veränderungen bei den 
Gewährleistungsverpflichtungen / Atomrechtliche 
Deckungsvorsorge) 

SUMME 205.907.200 205.907.200 220.225.400 
n 8 



Nordrhein-Westfalen 

Anlage 3 

Haushaltsplan 

tür den Geschäftsbereich 

des Ministeriums tür 

Inneres und Kommunales 

tür das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 03 



2 

Kapitel 03 010 
Ministerium 

Kapitel Bisheriger Neuer 
Titel Zweckbestimmung Haushalts- mehr (+) / Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
Funk\.- ( Erläuterungen) 20t5 2015 

Kennziffer EUR EUR EUR 

03010 Ministerium 

Ausgaben 

Personalausgaben 

42201 011 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter .......•....... 34 665 600 +62400 34 728 000 

Planstellen 

2015 2015 
neu bisher 

Bes.Gr. A 15 
36 35 Kriminaldirektor/Kriminaldirektorin 

Regierungsdirektor/Regierungsdirektorin 
1 (0) Planstelle kw 30.06.2019 (Investitionsförderungsgesetz) 

Bes.Gr. A 11 
154 153 Regierungsamtmann/Regierungsamtfrau 

Kriminalhauptkommissar/Kriminalhauptkommissarin 
1 (0) Planstelle kw 30.06.2019 (Investitionsförderungsgesetz) 

614 612 Planstellen 

190 
389 
35 

Begründung: 

davon 
Dienstwohnungsinhaber 

Gliederung nach Laulbahngruppen 

189 Höherer Dienst 
388 Gehobener Dienst 
35 Mittlerer Dienst 

Einfacher Dienst 

Zur Umsetzung des Gesetzes zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Landem und Kommunen bei der 
Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern ist die befristete Einrichtung von 2 Plansteffen in der Kommunafabteilung des MIK (1 x A 15, 1 x A 11) 
erforderlich. 

Titelgruppen 

Titelgruppe 71 

Informations- und Kommunikationstechnik im Ministerium 
tür Inneres und Kommunales 

54771 012 Aufwendungen für Leistungen des Landesbetriebes 
Information und Technik NRW ••..•....•.•••••••• 

Begründung: 

9851100 +190000 10041100 

S. Begründung Tite/422 01. Es handelt sich hierbei um einmalige Kosten i.H.v 175.000 EUR für die lT·UnlersWlzung und 15.000 EUR laufende jährliche 
Kosten. 

Summe Titelgruppe 71.... . ••••••..•.•... .•.•..• 14859600 +190000 15049600 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 03 010 •••••••••.•.•.••.. ____ 1_0_4_0_9_0_0_0_0 _____ +_2_52_40_0 ____ 10_4_3_4_2_4_0_0 

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 03010 •••••• ____ 8_12_5_0_0_0 ___________ 8_1_25_0_0_0 



3 
Kapitel 03 030 

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

03030 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Landesmaßnahmen für Asylbewerber 
und Bürgerkriegsflüchtlinge 

Ausgaben 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

51410 249 Ausgaben für Impfmaßnahmen für die Bewohner von 
Aufnahmeeinrichtungen des landes •••••••••.•... 

BegriJndung: 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)/ Haushalts-

ansatz wenigerH ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

4375200 +896700 5271900 

Das Land NRW ist aufgrund § 44 Asylverfahrensgesetz verpffichlet, tür die Unterbringung Asyfbegehrenderdie dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichlungen 
zu schaffen, zu unterhalten und entsprechend der Aufnahmequote die notwendige Zehl von UnterlJringungsplätzen bereitzustellen. Aufgrund der drastisch 
gestiegenen Zahl an Asylbewerberinnen und Asylbewerber sind 10.000 UnterbringungspltJtze in Zentralen Unterbringungseinrichtungen, 4.500 Unterbrin­
gungsplätze in Erslaufnahmeeinrichlungen und 2000 Unterbringungsplätze in Notunterkunftseinrichtungen notwendig. Daraus ergibt sich ein erheblicher 
Mehrbedarf an Planstellen, Stellen und Haushaltsmitteln im Asylbereich. 

536 00 249 Rückführung ........ _ .................•....... 

BegriJndung: 
Siehe Titel 514 10. 

547 10 249 Ausgaben für die Betreuung von Bewohnern von Auf-
nahmeeinrichtungen des Landes ................ . 

Begründung: 
Siehe Titel 514 10. 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

633 10 249 Erstattung der Kosten für die AUfnahmeeinrichtungen 
des Landes nach § 44 AsylVfG .•...... _ .. _ ... _ ... 

BegriJndung: 
Siehe Titel 514 10. 

63323 249 Härtefallfond für Krankheitskosten Asylsuchender .. 

Begründung: 
Siehe Titel 514 10. 

63330 249 Kostenerstattung an die Landschaftsverbände gemäß 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 FlüAG sowie die Träger der öffentli­
chen Jugendhilfe gemäß § 5 Abs. 2 FlüAG i.V_m_ § 2 
Nr_ 1 FIÜAG .... _ .. _ .......•.. _ ......... _ ..... . 

Begründung: 
Siehe Titel 51410. 

63350 249 Erstattung der Aufwendungen an die Gemeinden 
für die Unterhaltung der Unterbringungsplätze, die 
Betreuung sowie die Leistungen an ausländische 
Flüchtlinge in Aufnahmeeinrichtungen des Landes 
nach § 44 AsylVfG .. _ .. __ . _ . _ . _ ... _ .... _ ... _ ... 

BegriJndung: 
Siehe Titel 514 10. 

6000000 +2000000 8000000 

25999800 +85505400 111505200 

15870000 +4553500 20423500 

3000000 +615000 3615000 

2500000 +512500 3012500 

37716500 +3932200 41648700 
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Kapitel 03 030 
Landesrnaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge 

Kapitel Bisheriger Neuer 
Titel Zweckbestimmung Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger(-) ansatz 
Funkt.- ( Erläuterungen) 2015 2015 

Kennziffer EUR EUR EUR 

68110 249 Aufwendungen nach dem AsylbewerberleIstungsge-
setz für Bewohner von Aufnahmeeinrichtungen des 
Landes ....................................... 9260000 +19352600 28612600 
BegrOndung: 
Siehe Titel 514 10. 

68120 249 Beförderungskosten ........................... 2070000 +3495100 5565100 

Begrilndung: 
Siehe Titel 514 10. 

Gesamtausgaben Kapitel 03 030 .................. 397906500 +120863000 518769500 

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 03 030 ...... 765000 765000 
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

03310 Fünf Bezirksregierungen 

Ausgaben 

Personalausgaben 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Neuer 
mehr (+) / Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

42201 012 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter .............. . 123679800 +2343200 

Planstellen 

2015 2015 
neu bisher 

Bes.Gr. A 16 
237 236 Leitender/Leitende Regierungsdirektor/Regierungsdirektorin 

Leitender/Leitende Regierungsschuldirektor/Regierungsschuldirektorin 
1 (0) Planstelle kw 31.12.2020 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

293 

225 

123 

318 

503 

193 

295 

144 

51 

292 

220 

122 

307 

480 

174 

Bes.Gr. A 15 
Regierungsdirektor/Regierungsdirektorin 

Bes.Gr.A 14 
OberregierungsraUOberregierungsrätin 
PolizeioberratiPolizeioberratin 
5 (0) Planstellen kw 31.12.2020 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

Bes.Gr. A 13 
RegierungsoberamtsratJRegierungsoberamtsrätin 

Bes.Gr. A 12 
RegierungsamtsratlRegierungsamtsrätin 
GartenamtsratiGartenamtsrätin 
11 (0) Planstellen kw 31.12.2020 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

Bes.Gr. A 11 
Regierungsamtmann/Regierungsamtfrau 
Polizeihauptkommissar/Polizeihauptkommissarin 
6 (0) Planstellen kw 31.12.2018 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 
14 (0) Planstellen kw 31.122019 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

Bes.Gr. A 10 
Regierungsoberinspektor/Regierungsoberinspektorin 
Polizeioberkommissar/Polizeioberkomrnissarin 
6 (0) Planstellen kw 31.12.2018 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 
13 (O) Planstellen kw 30.062019 (Investitionsförderungsgesetz) 

Bes.Gr. A 9 
284 Regierungsamtsinspektor/Regierungsamtsinspektorin 

Polizeihauptmeister/Polizeihauptmeisterin 
4 (0) Planstellen kw 31.12.2019 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 
1 (0) Planstelle kw 31.12.2020 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

Bes.Gr. A 8 
135 Regierungshauptsekretär/Regierungshauptsekretärin 

Bes.Gr. A 7 
33 Regierungsobersekretär/Regierungsobersekretärin 

3 (O) Planstellen kw 31.12.2018 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

126023000 
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Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

2 

Bisheriger 
Zweckbestimmung Haushalts-

ansatz 
( Erläuterungen) 2015 

EUR 

Ses.Gr. A6 
Regierungssekretär/Regierungssekretärin 

mehr(+)! 
weniger (-) 

EUR 

2 (0) Planstellen kw 31.12.2018 (Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern) 

2.489 

820 
1.170 

492 
7 

Begründung: 

2.388 

813 
1.116 

452 
7 

Planstellen 

davon 
Dienstwohnungsinhaber 

Gliederung nach Laufbahngruppen 

Höherer Dienst 
Gehobener Dienst 
Mittlerer Dienst 
Einfacher Dienst 

Ziff. 1: Unterbringung Asylsuchender 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Das Land NRW ist 8ufgrund § 44Asyfverfahrensges9tz verpflichtet, fürdie Unterbringung Asylbegehronderdie dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen 
zu schaffen. zu unterhalten und entsprechend der Aufnahmequota die notwendige Zahll{On UnteTbringungsplätzen bereitzustellen. Aufgrund der drastisch 
gestiegenen Zahl an Asylbewerberinnen und Asylbewerber sind 10.000 Unterbringungspl/jtze in Zentralen Unterbringungseinrichtungen, 4.500 Unterbrin­
gungspliitze in Erstaufnahmeeinnchtungen und 2000 Unterbringungspliitze in Notunterkunftseinrichtungen notwendig, Daraus ergibt sich ein erheblicher 
Mehrbedarf an Plansteffen, Steifen und Haushaltsmitteln im AsylbeffJich. 
·34 Planstellen (1 x A16, 5 x A14, 17 x A11, 6 x A10, 3 x A7, 2 x A6) 
- 4 Planstellen t.d. Verleilung der FlOchtlinge aut die Erstaufnahmeeinrichtungen (EAlE) (2 x A 12, 2 x A9 mD) 
- 9 Planstellen t. neu einzurichtende Unterbringungseinrichtungen (UE) (9 x A 12) 
·6 Planstellen t.d. Kontrolle der Sicherheitsdienste (3 x A11, 3 x a9 mD) 
Zfff. 2: Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige Büren (UfA) 
Das am 29.04.2015 beschlossene Gesetz Ober den Vollzug der Abschiebungshaft in Nordrhein-Westtalen bildet die gesetzliche Grundlage für die Schaffung 
einer Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige im Geschäftsbereich des Ministeriums filr Inneres und Kommunales, welches erstmals die Aufgabe 
der Unterbringung von Ausre/sepffichtigen Obernimmt. Diese Aufgabe stellt an alle Beteiligten besondere und hohe Anforderungen, die nur mit einer 
entsprechenden Ausstattung bewiiltigt werden k6nnen. 
- 1 x A 15 Regierungsmedizinaldirektor/ Regierungsmedizinaldirektorin für die ärztliche Betreuung der Ausreisepffichtigen 
- 1 x A 13 g. D. Regierungsob8ramtsrat/ Regi8fUngsob8f8mfsrIJün für die Verwaftungsfeitung der Unterbringungseinrichlung, zugleich SlellV8rlretung der 
Leitung 
- 3 x A 11 Regi8fUngsamtmann/ R8gi8rungsamtfrau für dauerhaft 8rh6hte Querschnittsautgaben in den Dezernaten 11, 12 und 14 (Personal, Haushalt, 
Organisation) der Bezirlcsregierung Detmofd 
- 6 x A 9 Amtsinspektor/Amtsinspektorin 
• 9 x A 8 HauplsakretiirlHauptsekrelärin 
- 15 x A 70bersekretär/Ob8rnekretärin 
Zift. 3: Umsetzung des Gesetz8s zur F6rderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der 
Aufnahme Asyfsuchender(13 x A 10, kw zum 30.06.2019). 

42701 012 Entgelte für Aushilfen .......•.••............... 610700 +101700 712400 

Begründung: 
Vertragslirztliche u. ä. Leistungen für die UfA in Büren (vgl. Ziff. 2 Begründung zu Titel 422 01). 

42801 012 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer .. 112857300 +255600 113112900 

Begründung: 
B neue Stellen für die UfA in BOren (vgl. Ziff. 2 &grOndung zu Titel 422 01).: 
·5 x EG 11 fOrden Sozialdienst in der Unterbringungseinrichtung; zugrunde gelegt werden 20 Unterbringungspflichtige pro SozialbetrauerlSozialbetreuerin 
- 3 x EG 7 für Verwaltungsaufgaben in den Bereichen: Geschliftsstelle für die Unterbn'ngungspffichügen, wirlschaftliche Angelegenheiten der Unterbrin­
gungspffichtigen, Zahlstelle, Bau- und U9genschaftsverwaltung und Beschaffung sowie IT. 

Erläuterung 
Zu Titel 428 01: 

Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Eingruppierung I 
Einreihung vergleichbar Laufbahngruppe 

Gehobener Dienst 

Mittlerer Dienst 

Gesamt 

Stellensoll 
2015 

neu 

803 
1275 

2219 

StellensolJ mehr (+)! 
2015 weniger (-) 

bisher 

798 +5 

1272 +3 

2211 +8 
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 

Kennziffer 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

neuer Vennerlf: 5.Siehe Deckungsvermerk Nr. 4 zu den Ausgaben für Investitionen. 

51101 012 Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, 
Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände, sonsti­
ge Gebrauchsgegenstände ••••••.•...•..•....... 

Begründung: 
Mehrb9darf UfA Büren (vgl. Ziff. 2 Begründung zu Tite/422 01). 

51402 012 Dienst- und Schutzkleidung ••.•....•..••••.•••.. 

Begründung: 
Vgl. Ziff. 2 Begründung zu Ttte/422 01. 

517 01 012 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räu-
me ................•.•....................... 
Begründung: 
Vgl. Ziff. 1 Begründung zu T#e1422 01. 

51704 012 Bewirtschaftung der vom Bau- und LIegenschaftsbe­
trieb NRW angemieteten Grundstücke, Gebäude und 
Räume ••••.•..•..••••.••••..•...•.•....••.••• 

Begründung: 
Vgl. Ziff. 2 Begründung zu Tite/422 01. 

51804 012 Mieten und Pachten an den Bau- und Liegenschafts-
betrieb NRW .•.••.••.••.•.•••••..........•..•. 
Verpfllchtungsennächtigung: 

bisher mehr I weniger 
6000000 +19355000 

Begründung: 
Vgl. 2iff. 2 Begründung zu rtte/422 01. 

neu 
25355000 

51903 012 Schönheitsreparaturen und Instandhaltung an an ge­
mieteten Grundstücken, Gebäuden und Räumen ...• 

Begründung: 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

7706500 

104800 

10419700 

9166900 

29263700 

1853500 

Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger(-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

+3000 7709500 

+50000 154 800 

+830000 11 249700 

+86000 9252900 

+700000 29963700 

+12266400 14119900 

Mehrbedarfwegen steigender Ffüchtlingszahlen (12.061.400 EUR, vg/. hierzu Ziff. 1 Begründung zu Titel 422 01) und für die UfA in Büren (205.000 EUR, 
vgf. hierzu Ziff. 2 Begründung zu Titel 422 01). 

54601 012 Vermischte Ausgaben •.•.••••••••••....•...••.. 308700 +1 000000 1 308700 
Begründung: 
Planungsfeistungen, Machbarkeitsstudien, externe Begleitung der Ausschreibung "Leistung zur Betreuung der Asylbewerber in den Einrichtungen des 
Landes NRW" (s. BegrOndung Titel 422 01 Ziff. 1). 

54740 012 Nicht aufteil bare sächliche Verwaltungsausgaben ... 10000 +266100 276100 
Begründung: 
Mehrbedarf tar die UfA in BOren (vgl. hierzu Zift. 2 Begründung zu Tttel422 01). 
- 60.200 EUR Preissteigerung für Bewachungs- und für Pf/egedienstverlrag ab 01.06.2015 wegen TariferMhung 
- 104.000 EUR Kleidung und Reinigung der Kleidung für Unterbringungspflichtige 
- 7.500 EUR EntscMdigung Beirat; 
- 94.400 EUR Taschengeld for Unterbringungspflichtige 
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Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Kapitel Bisheriger Neuer 
Titel Zweckbestimmung Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger(-) ansatz 
Funkt.- ( Erläuterungen) 2015 2015 

Kennziffer EUR EUR EUR 

Ausgaben für Investitionen 

neuer Vermerk: 4.Die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen der Hauptgruppe 7 
und der Titel 517 01, 517 04, 518 01, 518 04 und 519 03 sind gegen-
seitig deckungsfähig, soweit sie der Errichtung, Herrichtung sowie der 
Anmietung von Unterbringungseinrichtungen fOr Asylsuchende die-
nen. 

neuer Vermerk: 5.Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen der 
Hauplgruppe 7, die sich auf die Errichtung und Herrichlung von Unter-
künften tot Asylsuchende beziehen, sind von der Sperre nach § 24 
Absatz 3 Satz 3 LHO ausgenommen, soweit sie der Erstellung von 
Hauhaltsunterlagen gemäß § 24 LHO dienen. 

neu: 

71300 249 EAE Siegen-Witlgenstein, Standort Burbach. _ ...... +1142300 1142300 

BegTilndung: 
Baumaßnahmen für Asylunlef'künfte. 

ne u: 
71310 249 EAE Siegen-Witlgensteln, Standort Bad Berleburg .. _ +1 060000 1060000 

BegrOndung: 
Baumaßnahmen für AsylunlerkOnfte. 

ne u: 
71400 249 UEHemer_ ........ _ .... _ .... _ ... _ .......•.. _. +3180000 3180000 

BegrOndung: 
Baumaßnahmen für Asyluntef'künfte. 

ne u: 
71500 249 UE Wickede .......•.•. _ ..... _ .. _ .............. +1113000 1113000 

BegT(Jndung: 
Baumaßnahmen für Asyluntef'künfte. 

neu: 
71600 249 UE Borgentreich ............................... +1 060000 1060000 

Begründung: 
Baumaßnahmen für Asylunterkünfte. 

ne u: 
71700 249 UE Schöppingen .... _ .... _ .... _ ........... _ .... +2120000 2120000 

Begründung: 
Baumaßnahmen füT Asylunterkilnfte. 

neu: 
71800 249 UE Kerken-Stenden .... _ ....................... +1 500000 1 500000 

Begründung: 
Baumaßnahmen fOr AsylunterkOnfte. 

neu: 
71900 249 UE Unna ..... _ ..........•.. _ ......... _ ..... _. +5300000 5300000 

Begründung: 
Baumaßnahmen filr Asyluntef'künfte. 

neu: 

72100 249 Herrichtung I Errichtung einer weiteren Unterbrln-
gungseinrichtung für Asylsuchende ...... _ ..•.... 
Begr(Jndung: 
Vorsorglich eingerichteter Lsertitel. 
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

neu: 

72200 249 Herrlchtung I Errichtung einer zweiten weiteren Unter-
bringungseinrichtung für Asylsuchende ..•..•....• 
Begründung: 
Vorsorglich eingerichteter Leerlitel. 

neu: 

72300 249 Herrichtung J Errichtung einer dritten weiteren Unter-
bringungseinrichtung tur Asylsuchende ........... 
Begründung: 
Vorsorglich eingerichteter Leerlitel. 

81101 012 Erwerb von Dienstkraftfahrzeugen •••••••••.•..•.• 
Begründung: 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

2559800 

Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

wenigerH ansatz 
2015 

EUR EUR 

+90000 2649800 

Vgl. hierzu Ziff. 2 Begründung zu Titel 422 01. Mehrbedarf i.H. v 90.000 EUR aufgrund notwendiger Beschaffung von 2 Kraftfahrzeugen und eines beson~ 
deren Fahrzeuges für die Fahlten mit Ausreisepffichtigen. 

81210 012 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrü-
stungsgegenständen .......................... . 1151900 +1 049600 2201 500 

Begründung: 
Mehtbedarf wegen steigender Flüchtfingszahlen (900.000 EUR, vgl. hierzu lift. 1 Begründung zu Titel 422 01) und für die UfA in Büren (149.600 EUR, 
vgl. hierzu Ziff. 2 Begtiindung zu Titel 422 01). 

Besondere FInanzierungsausgaben 

neu: 
97110 249 Zur Verstärkung der Ansätze für die Errichtung, Her­

richtung sowie die Anmietung von Unterbringungs­
einrichtungen für Asylsuchende bei den Ansätzen der 
Hauptgruppen 5 und 7 ........................ .. 

neuer Vermerk: 1.Einsparungen dürfen nicht zur ErNirtschaftung globaler Minderausga· 
ben herangezogen werden. 

neuer Vermerlc: 2.Oie Verstärkung erstreckt sich auch auf die Verpflichlungsermächti· 
gung. 

Verpflichtungsennächtigung: 
bisher mehr I weniger neu 

+17000000 17000000 

Begründung: 

+7500000 7500000 

Die Suche nach Liegenschaften und deren Herrichtung, die ror die Unterbringung Asylsuchender in Betracht kommen, gestaltet sich auf grund der komplexen 
Anforderungen schwierig. Insbesondere bei kurzfristigen Bedarfen ist eine flexible Lösung erforderlich. 

Titelgruppen 

Titelgruppe 90 
Informations- und Kommunikationstechnik 

511 90 012 Geschäftsbedarf sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsg~genstände für die Datenverarbeitung. 

Begründung: 
Ansteigende Flüchtlingszahlen (5. Begründung Titel 422 01 Ziff. 1). 

53890 012 Sottwarekosten .............................. . 
Begründung: 

2087000 +280000 

245000 +790000 

Erstellung einer Software zur Aufnahme, Verteilung und Unterbringung von ASyfbewerberinnen und Asylbewerbern (AVU Asyl). 

2367000 

1035000 
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Kapitel 03 310 
Fünf Bezirksregierungen 

Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funk\.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

54790 012 Aufwendungen für Leistungen des Landesbetriebes 
Information und Technik NRW ...............•... 
Begründung: 

Bisheriger 
Haushalts- mehr(+)/ 

ansatz weniger (-) 
2015 
EUR EUR 

3840500 +600000 

Bereitsleflung einer Testumgebung sowie Produktionsumgebung für AVU Asyl durch IT.NRW (vgl. Titel 538 90). 

81290 012 Erwerb von Datenverarbeitungs- und Übertragungs-
einrichtungen ................................ . 6570000 +160000 
Verpflichtungsermächtigung: 

bisher mehr I weniger neu 
4 800 000 +150 000 4950 000 

Begründung: 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

4440 500 

6730000 

M9hrbedarf wegen steigender FlOchtJingszahlen (120.000 EUR, vgl, hierzu Ziff. 1 Begründung zu Titel 422 01) und für die UfA in BOren (40.000 EUR, 
vgl. hierzu Zi(f. 2 Begründung zu TItel 422 01). 

Summe Titelgruppe 90 ......................... . 13315500 +1 830000 15145500 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 03 310 .........•...•.... 563471600 +44846900 608318500 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 03 310 ..... . 34124100 +36505000 70629100 
----------------------------
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EINZELPLANABSCHLUSS 

Gesamteinnahmen ............................ . 

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 

Einzelplan 03 
Ministerium für Inneres und Kommunales 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

189831200 189831200 
---------------------------

5338529600 +165962300 5504491900 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 374815500 +36505000 411 320500 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

für den Geschäftsbereich 

des Justizministeriums 

für das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 04 



Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

04210 

13 

Kapitel 04 210 
Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwaltschaften 

Zweck bestimmung 

( Erläuterungen) 

Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und Staatsanwaltschaften 

Ausgaben 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

54500 051 Kosten für die technische Sicherung von Wohnungen 
Verpflichtungsennächtigung: 

390000 390000 

bisher mehr I weniger neu 
+1 000000 1 000 000 

BegrDndung: 
Zur Sicherung von Häusern und Wohnungen von gefShrdeten Mitgliedern der St88tsschutz-$trafsenat9 

Gesamtausgaben Kapitel 04 210 ................. . 2048 559 900 2048 559 900 
----~----------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 04 210 ..... . 9166500 +1000000 10166500 
---------------------------------



Kapitel 04220 
Gerichte der allgemeinen Verwaltungs gerichtsbarkeit 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

04220 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Gerichte der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Ausgaben 

Personalausgaben 

14 

42201 051 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter .......•......• 

Planstellen 

2015 2015 
neu bisher 

Bes.Gr. R 1 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

34 864600 

276 254 Richter/Richterin am Verwaltungsgericht 

mehr (+)/ 
weniger (-) 

EUR 

+462400 

davon 7 (-) kw zum 31.12.2018, 7 (-) kw zum 31.12.2019, 8 (-) kw zum 31.12.2020 
davon 6 (6) Stellen ohne Besoldungsaufwand 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

35327000 

Es wird zugelassen, dass für bis zu 4 an Kommunalbehörden abgeordnete Richter Anteile von Dienstbezügen aus 
einer Stelle nachgewiesen werden. 

583 561 Planstellen 

davon 
Dienstwohnungsinhaber 

Gliederung nach Laufbahngruppen 

474 452 Höherer Dienst 
32 32 Gehobener Dienst 
56 56 Mittlerer Dienst 
21 21 Einfacher Dienst 

Begründung: 
Zur personellen Verstärkung des richterlichen Dienstes wegen steigender Asy/verfahren 

Gesamtausgaben Kapitel 04 220 .•...•............ 63748600 +462400 64 211 000 
----------------------------
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Bisheriger 
Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz 
2015 
EUR 

Gesamteinnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1199239000 

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 3882344900 

mehr (+) I 
weniger (-) 

EUR 

+462400 

Einzelplan 04 
Justizministerium 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

1 199239000 

3882807300 
-----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 596276400 +1 000000 597276400 
----------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

tür den Geschäftsbereich 

des Ministeriums tür 

Schule und Weiterbildung 

tür das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 05 
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

05300 Schule gemeinsam 

Ausgaben 

Personalausgaben 

Bisheriger 
Haushalts- mehr (+) / 

ansatz weniger(-) 
2015 
EUR EUR 

Kapitel 05 300 
Schule gemeinsam 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

42201 129 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter •.•.•..•......• 439642900 +14521100 454164 000 

Planstellen 

2015 2015 
neu bisher 

Bes.Gr. A 13 
6.649 6.352 Studienrat/Studienrätin 

davon 297 (0) Stellen kw zum 1. August 2018 

Bes.Gr. A 13 
809 746 Sonderschullehrer/Sonderschullehrerin 

davon 63 (0) Stellen kw zum 1. August 2018 

662 601 Realschullehrer/Realschullehrerin 
davon 61 (0) Stellen kw zum 1. August 2018 

--:-:::c:-----:-::-c=__ 
1.471 1.347 Stellen 

3.140 

694 

Bes.Gr. A 12 
3.056 Lehrer/Lehrerin -mit der Befähigung für das Lehramt der Sekundarstufe I bei 

entsprechender Verwendung-
davon 84 (0) Stellen kw zum 1. August 2018 

525 Lehrer/Lehrerin -mit der Befähigung für das Lehramt der Primarstufe bei entsprechender 
Verwendung-
davon 169 (0) Siellsn kw zum 1. August 2018 --------

3.834 

11.954 

6.649 
5.305 

BegriJndung: 

3.581 Stellen 

11.280 Planstellen 

6.352 
4.928 

davon 
Dienstwohnungsinhaber 

Gliederung nach Laufbahngruppen 

Höherer Dienst 
Gehobener Dienst 
Mittlerer Dienst 
Einfacher Dienst 

Die 674 zusätzlichen LehrersteIfen werden zu Beginn des Schuljahres 2015/2016 bereitgestellt, um angesichts der gestiegenen Anzahl an zugewanderten 
SchQferinnen und Schülem die Unterrichtsversorgung sicherstellen zu k6nnen. 

Gesamtausgaben Kapitel 05 300. . . . . . . . . . . . . . . . . . 987898600 +14521100 1 002419700 
----~----------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 05 300. . . . . . 256581 400 256581 400 
---------------------------------
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Einzelplan 05 
Ministerium für Schule und Weiterbildung 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)/ Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 

EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen ............................ . 264874300 264874300 

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16211916400 +14521 100 16226437 500 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 262809400 262809400 
----------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

tür den Geschäftsbereich 

des Ministeriums tür 

Innovation, Wissenschaft 

und Forschung 

tür das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 06 
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Kapitel 06 030 
Allgemeine überregionale Finanzierungen 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

06030 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Allgemeine überregionale Finanzierungen 

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

63212 164 Anteil des Landes an der gemeinsamen Finanzierung 
von Forschungseinrichtungen derWGL .......... . 
Begründung: 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)/ Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

21 000000 +200000 21200000 

Die von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz beschlossene Verrechnung der Länderanteife an der gemeinsamen Finanzierung von Forschungs­
einrichtungen dsr Leibniz-Gemeinschaft nach Artike/91b GG fühlt zu einem ('Aehrbedarf fOr NorrJrhein-Westfafen. 

68644 163 Zuschuss an die Stiftung "Zoologisches Forschungs­
museum Alexander Koenlg - Lelbnlz-lns!ltut für Blodi-
versitä! der Tiere" ......................•.....•. 
Begründung: 

'7275100 -188000 7087100 

Der Ankauf des neu zu errichtenden Forschungsbaus ist aufgrund von Varz(jg9rungen im Zusammenhang mit dem Ausschreibungsverfahren entgegen 
der ursprOnglichen Planung erst fOr Ende 2015 vorgesehen. Die.veranschlagten Umzugskosten fallen daher in 2015 noch nicht an. 

Ausgaben tür Investitionen 

89244 163 Zuschuss an die Stiftung "Zoologisches Forschungs­
museum Alexander Koenig - Leibniz-Institut für Biodi-
versität der Tiere für Investitionen" .. ............ . 

Begründung: 

2 610 000 -2100000 510000 

DerAnkaufdes neu zu errichtenden Forschungsbaus ist auf grund von Verzögerungen im Zusammenhang mft dem Ausschreibungsverfahren entgegen der 
ursprünglichen Planung erst far Ende 2015 vorgesehen. Es werden daher noch keine Mittel für die Ersteinrichtung des Neubaus und die Wiederherrichtung 
des aufzugebenden A/tgeMudes ben6tigt. 

89245 163 Zuschuss an die Stiftung "Zoologisches Forschungs­
museum Alexander König - Lelbnlz-lns!ltu! für Biodi­
versität derTIereIl tür die räumliche Erweiterung .. .. 

Begrilndung: 

21300000 -21050000 250000 

Der Ankauf des neu zu errichtenden Forschungsbaus ist auf grund von Verzögerungen im Zusammenhang mit dem Ausschreibungsverfahren entgegen 
der ursprünglichen Planung erst für Ende 2015 vorgesehen. Es werden daher in 2015 lediglich weitere Planungskoslen benöügt. 

Gesamtausgaben Kapitel 06 030 ................. . 611180900 -23138000 588042900 
----------------------------



Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

06100 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Hochschulen Allgemein 

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

21 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Kapitel 06 100 
Hochschulen Allgemein 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

wenigerH ansatz 
2015 

EUR EUR 

68520 139 Zuschüsse an die Hochschulen für die Beiträge zur 
Unfallkasse für die Studierenden ................ . 8000000 +220100 8220100 

Begründung: 
Aufgrund der aktueffen Studierendenzehfen hat sich die Beitragsforderung der Landesunfaflkasse fOr die Studierenden an den Hochschulen erhöht. 

Titelgruppen 

Titelgruppe 64 

Ausgaben für Forschung, Lehre, Internationales und 
Transfer 

686 64 139 Zuschüsse für laufende Zwecke. , ..• , .• , .•• , • , • , , 
Verpflichtungsennächtlgung: 

bisher mehr {weniger 
40 000 000 +20 000 000 

BeglÜndung: 

ne, 
60000000 

13361200 13361200 

Die EU stefft zur Erfüllung ihrer Europa 2020-Strategie erhebliche Mittel aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) zur Verfügung. 
Um eine zeitnahe Inanspruchnahme dieser EU-Fördermittel zum Zweck einer zügigen Umsetzung entsprechender Projekte zu g8währleisten, werden die 
BewilligungsmOglichkeiten im HaUShaltsjahr 2015 durch 8ine einmalige Aufstockung d8r dazu erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen erweitert. 

Summe Titelgruppe 64 ......................... . 37100000 37100000 
----------------------------

Titelgruppe 75 

Ausgaben für Forschung und Innovation auf den Feldern 
nachhaltiger Entwicklung (Initiative "Forlschritt NRW') 

68675 139 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke ......... . 
Verpflichtungsennächtigung: 

bisher mehr I weniger neu 
15000000 +10000000 25000000 

Begründung: 

6400000 6400000 

Die EU stefft zur Erfüllung ihrer Europa 2020·Strategie erhebliche Mittel aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) zur Verfügung. 
Um eine zeitnahe Inanspruchnahme dieser EU·F6rdermittel zum Zweck einer zOgigen Umsetzung entsprech8nder Proj8kte zu gewährleisten, werden die 
Bewilligungsm6glichkeiten im Haushaltsjahr 2015 durch eine einmalige Aufstockung der dazu erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen erweil8rt. 

Summe Titelgruppe 75 ......................... . 20000000 20000000 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 06 100, •• ,. , •• , •• , ••. , . . 1318195100 +220100 1 318415200 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 06 100. . . . . . 621160000 +30000000 651160000 
----------------------------
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Einzelplan 06 
Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger(-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesarnteinnahmen ............................ . 1239984 800 1239984800 

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 7802262300 -22917900 7779344400 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 717700000 +30000000 747700000 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

tür den Geschäftsbereich 

des Ministeriums tür 

Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

tür das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 07 
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Kapitel 07 040 
Kinder- und Jugendhilfe 

Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

07040 Kinder- und Jugendhilfe 

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

11920 271 Einnahmen aus Rückflüssen des Landesprogramms 
U3-Ausbau (fachbezogene Pauschalen 2010 bis 2013) 

geändert: 1.Einnahmen dürfen nur zur Leistung von Ausgaben bei Titel 883 30 
verwendet werden. 

Gesamteinnahmen Kapitel 07 040 .•..........•.... 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

15092500 15092500 
---------------------------------

gelindert: 

neu: 

Ausgaben 

2.0ie Ausgaben der Titel 633 20 und 684 10 sowie der Titel der Tilel­
gruppen 62, 82, 89, 90 bis 94 und 97 sind gegenseitig und untereinan­
der deckungsfähig. 

Ausgaben für Investitionen 

88330 271 Zuweisungen an Gemeinden (GV) zu den Investitio­
nen tür Plätze für Kinder unter drei Jahren in Kinder· 
tageseinrichtungen und Kindertagespflege •.•....•. 

neuer Vermerk: 1.FOr Pauschalmittel, die in der rechtsverbindlichen Erklärung zum 31. 
Januar 2014 ausgewiesen, nicht verbraucht oder nicht nachgewiesen 
sind, aber gleichwohl noch zur Finanzierung eines begonnenen und 
noch fertig zu stellenden Bauvorhabens für die Schaffung von Plät· 
zen für Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und Kin­
dertagespflege benötigt werden, endet der VelWendungszeitraum am 
31. Dezember 2014. Die Rückzahlung verbleibender Pauschalmittel 
gemaß § 29 Abs. 5 S. 1 bis 3 Haushaltsgesetz muss bis zum 31. Marz 
2015 erfolgen. Oie Verwendung der Pauschalmittel ist gemäß § 29 
Abs.4 Haushaltsgesetz bis zum 31. Januar 2015 nachzuweisen. 

neuer Vermerk: 2.Siehe Haushaltsvermerke Nt. 1 und 2 bei Titel 119 20. 
neuer Vermerk: 3.Aus aufgekommenen RUckflOssen können auch Bewilligungen für die 

Haushaltsjahre 2016 bis 2018 ausgesprochen werden. 
neuer Vermerk: 4.Aus den Mitteln dieses Titels dOrfen Ausgaben auch dann geleistet 

werden, wenn an anderer Stelle des landeshaushalts Mittel für den­
selben Zweck veranschlagt sind (§ 35 Abs. 2 lHO). 

Begründung: 
Der bisherige TItel 883 99 im Kapitel 07 040 wurde an diese Stefle verschobelJ. 
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

Titelgruppen 

Titelgruppe 97 

Qualifizierung und Weiterentwicklung KiBiz 

Erläuterung 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Kapitel 07 040 
Kinder- und Jugendhilfe 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

Zu Titelgruppe 97: 

Die Weiterentwicklung und Förderung der Frühkindlichen Bildung ist ein Schwerpunkt der nordrhein~westfälischen Bitdungspolitik. Die Anforderungen 
an die Frühkindliche Bildung sind dabei erheblich gestiegen. sie werden in den Grundsätzen zur Bildungsförderung vereinheitlicht und standardisiert. 
Die Bildungsgrundsätze werden landesweit und flächendeckend implementiert. 
Der Ansatz ist insbesondere vorgesehen für die DurchfOhrung von Veranstaltungen, Fortbildungen, Erstellung und Verteilung von Materialien und zur 
Beauftragung wissenschaftlicher Expertisen für die Weiterentwicklung und die Implementierung der Bildungsgrundsätze und der Fortbildungsinitiative. 
Darüber hinaus sind Mittel vorgesehen fOr die Einrichtung und Pflege eines Bildungsportals. 

Aus den Mitteln dieser Titelgruppe dürfen auch Ausgaben für die administrative Abwicklung bei den Bewilligungsbehörden geleistet werden. 

63397 271 Zuweisungen an Trägerder öffentlichen Jugendhilfe. .7502900 7502900 
Verpfllchtungsennächtigung: 

bisher mehr I weniger neu 
1 800000 +1 700 000 3 500 000 

Begründung: 
Es solfen überjährige Verpflichtungen, insbesondere für das Segment ~Sprachförderung~, eingegangen werden. 

Summe Titelgruppe 97 .......................... _____ 7_5_0_2_9_00 ____________ 7_5_0_2_9_00_ 

Gesamtausgaben Kapitel 07 040. . . . • . . • . . • . • . . . . • 2534 404 400 2534404 400 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 07 040. •. . . • 40 031100 +1700000 41731100 
---------------------------------
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Einzelplan 07 
Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen ............. ...... : . . . . . . . . . 109937300 109937300 
------~--------------------

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • • .. . 3023545400 3023545400 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 113389100 +1 700000 115089100 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Bauen, Wohnen 

Stadtentwicklung und Verkehr 

für das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 09 



28 

Kapitel 09 500 
Angelegenheiten der Stadtentwicklung und Freizeit 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

09500 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Angelegenheiten der 
Stadtentwicklung und Freizeit 

Ausgaben 

Titelgruppen 

Titelgruppe 90 
Umgestaltung des Regierungs- und Parlamentsviertels in 
Bonn 

881 90 811 Zuweisungen für Investitionen ...•....•..•....... 
Verpflichtungsennächtlgung: 

bisher mehr I weniger neu 
+1 890 000 1 890 000 

Begründung: 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

12632000 

Anpassung des Ansatzes und der Verpflichtungsermiichtigung an die verz6gerle MaßnahmendurchfOhrung. 

Summe Titelgruppe 90 ......................... . 12632000 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

·1890000 10742000 

·1 890000 10742000 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 09 500. . . . . . . . . . . . . . . . . . 253 147 900 
--------~-----------------------

·1890000 251257900 

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 09 500. . . . . . 264562000 +1890000 266452000 
-----------------------------
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Einzelplan 09 

Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen ............................ . 1 872608100 1872 608100 
----------------------------

Gesamtausgaben . ............................ . 3137299200 ·1 890000 3135409200 
---------------------------------

Verpflichtungsenmächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 1611311600 +1890000 1613201600 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

tür den Geschäftsbereich 

des Ministeriums tür 

Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

tür das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 10 



Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

10011 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Erledigung von Umweltaufgaben 
durch kommunale Stellen 

A_u s gab e n 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

31 
Kapitel 10 011 

Erledigung von Umweltaufgaben durch kommunale Stellen 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz wenigerH ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

613 10 821 Zuweisungen für den Personalaufwand für die auf die 
Kreise und kreisfreien Städte übergeleiteten Beamtin-
nen und Beamten . ............................ . 

Begründung: 
Anpassung an den Bedarf. 

61311 821 Zuweisungen an die Kreise und kreisfreien Städte für 
den Nachersalz ausgeschiedener Beschäftigter ..•.. 
Begründung: 

8307500 -428100 7879400 

3321500 +985000 4306500 

eS handelt sich um Zahfungsverpflichtungen aus dem Gesetz zur Regelung der persona/rechtlichen und finanzwirlschafflichen Folgen der Kommunalisie­
rung von Aufgaben des Umweltrechts vom 11.12.2007. Hiemach sind die Zuweisungen nach der Besoldung eines Beamten der BesoJdungsruppe A 11 / 
A 12 zu berechnen, die bei Besoldungserh6hungen jeweils anzupassen ist. Darüber hinaus sind weitere zwangsläufige Ansatzerh6hungen als Folge des 
Nachersatzes von Personalabgängen bei den Kommunen erforderlich, da lt. o. a. Gesetz die Pauschalen für den Nachersatz ausgeschiedener Beschäf­
tigter h6her als die Pauschalen für den Persona/aufwand der übergeleiteten Beamtinnen und Beamten sind. 

61312 821 Zuweisungen an die Kreise und kreisfreien Städte als 
Ausgleich für den allgemeinen Sachaufwand ..•.... 
BegrOndung: 

3025500 +39400 3064900 

Es handelt sich um Zahlungs verpflichtungen aus dem Gesetz zur Regelung der persona/rechtlichen und finanzwirtschaftJichen Folgen der Kommunafisie­
nmg von Aufgaben des Umweftrechts vom 11.12.2007. Hiernach sind die Zuweisungen (auch für den allgemeinen Sachaufwand) nach der Besoldung 
eines Beamten der Besoldungsruppe A 11/ A12 zu berechnen, die bei Besofdungserhöhungen jeweils anzupassen ist. Die Besoldungserh6hung durch 
das Besoldungsanpassungsgesetz 2014 war bei Aufstellung des Haushaltes 2015 nicht bekannt und konnte daher nicht berücksichtigt werden. 

Gesamtausgaben Kapitell 0 011 ................. . 17 229 400 +596300 17825700 
---------------------------------
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Kapitel 10 050 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

10050 

ZweCkbestimmung 

( Erläuterungen) 

Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)/ Haushalts-

ansatz. wenigerH ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

68520 645 Zuschuss an das "BEW - Das BIldungszentrum für 
die Ver- und Entsorgungswirtschafl GmbH", Duisburg 
und Essen ................................... . 370000 +50000 420000 
Begründung: 
Seit der Verwaftungsstruktuffsform (2007) wurde zur AusObung der Fachaufsicht vom MKULNVentschieden, die fachfichen FortMdungsveranstaltungen 
(sog. Wappenseminar9 beim BEWJ für die Kommunen als untere Umweltverwaltung zu bezuschussen. Durch gestiegene Akzeptanz dieser Aufgaben und 
ein Zusammenwachsen der staatlichen und kommunalen Umweltverwaltung hat sich der Bedarf der kommunalen Seminarteifnehmerlnnen und ·teilnehmer 
erh6ht.. Durch die Vorgaben der EU zur Umwe/tinspektion von fED-Anlagen und den, Umweltinspektionserfass des MKULNV ist der Bedarf ebenfalls 
gestiegen, um allen Anforderungen gerecht zu werden. 

Gesamtausgaben Kapitel 10 050. • • •• • • • • • • •• • • . . . 189155000 +50000 189205000 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 10 050. •• . . . 132259000 132259000 
---------------------------------



Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

10090 
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Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Zuschüsse der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

Ausgaben 

Titelgruppen 

Titelgruppe 60 
ZuschOsse im Rahmen der EU-Verordnung "Ländlicher 
Raum" (Landesanteil) 

Kapitel 10 090 
Zuschüsse der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)/ Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

68360 522 Zuschüsse (an private Unternehmen) ............ . 17 860 000 17860000 
Verpflichtungsennächtigung: 

bisher mehr J weniger neu 
125027000 +26756000 151 783000 

Begründung: 
Aufgrund der späten Programmgenehmigung des NRW·Programms Ländlicher Raum 2014-2020, der damit verbundenen AntragsteIlung bei den genann· 
ten Maßnahmen in 2014 sowIe aufgrund einer 8IWartbaren besonders hohen Resonanz bei derAnfragsstellung 2015 ist der deutliche Mehrbetrag an VEen 
in 2015 dringend erforderlich. Dia Mittel solfen insbesondef'9 fOr die Agrarumweltmaßnahmen und dem ökologischen Landbau eingesetzt werden, die 5-
#hrige Verpflichtungen bzw. bei einigen Teifmaßnahmen 5,5-jährige Verpflichtungen mit sich bringen. VerlI3ngerungfm auslaufender Verträge waren EU­
seils nur sehr begrenzt m6glich, was zuslitzlich zum elWarteten hohen Antragsvofumen führt. Die EU hat zudem gefordert, den Verpflichtungszeitraum 
auf das Kalenderjahr umzustellen, .so dass für den Obergang 6-jährige Verpflichtungsermi3chtigungen erforderlich werden. NRWerhält insgesamt deut­
lich mehr EU-Mittel, für die entsprechende Kofinanzierungsmittel erforderlich sind. Eine Verschiebung der Fälligkeiten könnte dem akuten Mehrbedarf in 
2015 nicht gerecht werden und würde bedeuten, dass Antrijge in die nächsten Jahre verschoben werden mussten. Bislang unberücksichtigt bleiben die 
erforderlichen Verpflichtungserml1chtigungen für die LEADER-Managements, die bis zum Ende der Förderperiode eingesetz.t werden und somit Verpflich­
tungsermächtigungen bis 2023 erforderlich machen. 

Summe Titelgruppe 60 ......................... . 33271 000 33271 000 
---------------------------------

Titelgruppe 61 
ZuschOsse im Rahmen der EU-Verordnung "Ländlicher 
Raum" (EU-Anteil) 

68361 522 Zuschüsse (an private Unternehmen) ............ . 
Verpflichtungsermächtigung: 

bisher mehr I weniger neu 
150000000 +113000000 263000000 

BegrOndung: 

83000000 83000000 

Anpassung an die Bereitstellung von zusiitzlichen EU-Mitteln. Mit der Genehmigung des NRW-Programms aLi3ndlicher Raum 2014-2020M am 13. Februar 
2015 hat die Europäische Kommission für die Agrarumweftmaßnahmen eine Anpassung des 5 jährigen Bewilligungszeitraumes vom Bewil1schaftungsjahr 
(01.07. des laufenden Jahres bis 30.06. des kommenden Jahres) an das Kalenderjahr gefOrdert. Die Oberleitung erfordert in 2015 einmalig eine 5,5ji3h­
rige Bewilligung, was den Bedarf an Verpflichtungsermächtigungen erhöht. Auszahlungen für diese mehrjährigen Maßnahmen können erst nach Ablauf 
des jeweiligen Verpflichtungszeitjahres ausgezahlt wenien. Das letzte Verpflichtungsjahr beginnt am 01.01. und endet am 31.12.2020, daher wenien 'im 
Haushaltsjahr 2015 Verpflichtungsermijchtigungen zu Lasten des Jahres 2021 benötigt.Aufgrund einer Oberleitungsregel von alter auf neuer EU-Förder­
periode konnten seit dem Jahr 2012 nur jtihrliche Verlängerungen der ansonsten mindestens 5jährigen Bewilligungen bei den Agrarumweltmaßnahmen 
ausgesprochen werden. Im Jahr 2015 steht daher die Weiterbewifligung nahezu des gesamten Bestands an bisherigen Förderflächen für 5 bzw. 5,5 Jahre 
an und verursacht den in 2015 ungewöhnlichen hohen VE-Bedarf. 

Summe Titelgruppe 61 ......................... . 83000000 83000000 
---------------------------------
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Kapitel 10 090 
Zuschüsse der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 

Kennziffer 

Titelgruppe 70 

Schulobstprogramm (Landesanteil) 

neu: 
53770 522 Versuche und Gutachten (Landesanteil) •••••••...• 

Begründung: 

neu: 

Siehe Begründung bei Kapite/10 090 Tite/537 71. 

Summe Titelgruppe 70 ......................... . 

Titelgruppe 71 

Schulobstprogramm (EU-Anteil) 

53771 522 Versuche und Gutachten (EU-Anteil) •••••••••••••• 

Begründung: 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz. weniger(-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

3000000 3000000 
----------------------------

Die EU fordert zum SChufobstprogramm eine jlihrliche Evaluierung, daher muss die Evaluierung in 2015 bis einschließlich 2017 vergeben warden. Es ist 
zudem vorgesehen, diese Maßnahme ohne EU·Kofinanzierung durchzuführen. Denn die an NRW zugewiesenen EU-Mittel werden in vollem Umfang für 
das Schulobstprogramm benötigt. Für eine Kofinanzierung der Evaluierung müssten bereits im Schulobstprogramm erfasste Schufen gestrichen werden. 
Dennoch soll vorsorglich dieser Titel auch in TG 71 ausgebracht werden. 

Summe Titelgruppe 71 ......................... . 6000000 6000000 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitell 0 090 ••................ 172763000 172763000 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 10 090 •••••• ____ 40_2_9_7_9_0_00 ____ +_13_9_7_5_6_00_0 ____ 54_2_73_5_0_0_0 
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Einzelplan 10 
Ministerium für KlImaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen ............................ . 385642800 385642800 

Gesamtausgaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 945676600 +646300 946322 900 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . . . . . . . . . . . . .. . 823121 300 +139756000 962877 300 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für 

Wirtschaft, Energie, Industrie, 

. Mittelstand und Handwerk 

für das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 14 



Kapitel 
Tilel 

Funkt.-
Kennziffer 

14730 
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Kapitel 14 730 
Förderung der Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Förderung der Wirtschaft, 
Insbesondere des Mittelstandes 

Ausgaben 

Titelgruppen 

Titelgruppe 76 

Zuschüsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Landes­
anteil) 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

891 76 693 Zuschüsse für Investitionen an öffentliche Unterneh-
men .......................•... , ............ . 
Verpflichtungsermächtigung: 

bisher mehr I weniger 
37 380 300 +4 687 200 

BegriJndung: 

neu 
42067500 

~6 866 400 26866400 

Der Entwurf der Nachtragshaushaftsgesetzes 2015 des Bundes sieht eine Aufstockung der Verpflichtungsermächtigung der GRW vor. Auf NRW entfallen 
von dieser Verpflichtungsermächtigung 4.687.200 EUR, jeweils fSllig mit 1.562.400 EUR in den Jahren 2016 bis 2018. 

Summe Titelgruppe 76 •..••......•.••.....•••••• 27266400 27266400 
---------------------------------

Titelgruppe 77 

Zuschüsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktu~' (Bundes­
anteil) 

891 77 693 Zuschüsse tür Investitionen an öffentliche Unterneh-
men ..••.....•...••.•••.••••••.......•....... 
Verpflichtungsermächtigung: 

bisher mehr I weniger 
37 380 300 +4687 200 

Begrilndung: 

neu 
42067500 

26866400 26866400 

Der Entwurf der Nachtragshaushaltsgesetzes 2015 des Bundes sieht eine Aufstockung der Verpffichtungsermächtigung der GRW vor. Auf NRW entfallen 
von dieser Verpflichtungsermächtigung 4.687.200 EUR, jeweils fällig mit 1.562.400 EUR in den Jahren 2016 bis 2018. 

Summe Titelgruppe 77. . . . . . . . . . . . • . . .. . . . . . • . . . 27266400 27266400 
---------------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 14 730. . . • •• • • • • • •• . • . . . 83723800 83723800 
------~--------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 14 730. . • . . . 81 525600 +9374400 90900000 
---------------------------------
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Kapitel 14 731 
Förderung der Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes, NRW/EU-Gemeinschaftsprogramme 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

14731 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Förderung der Wirtschaft, 
insbesondere des Mittelstandes, 

NRW/EU-Gemeinschaftsprogramme 

Einnahmen 

Titelgruppen 

Titelgruppe 65 

Zuschüsse von der EU (Ziel 2 für die Jahre 2007-2013) 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

272 65 692 Sonstige Zuschüsse •.....•...•....••.......... 34100000 +50000000 84100000 

Begründung: 
Aus Gründen der Transparenz und Klarheit ist es angezeigt, die im Zusammenhang mit dr;m erforderlichen Landeskofinanzierungsmittefn zum NRW-EU 
Ziel 2 Programm (2007-2013) stehenden EU-Mittel ebenfalls im Haushalt darzustellen. 

Summe Titelgruppe 65 ......................... . 

Gesamteinnahmen Kapitel 14 731 ..•....•......... 

Ausgaben 

Titelgruppen 

Titelgruppe 64 

Zuschüsse im Rahmen des Gemeinschaftsprogramms 
mit der EU zur Unterstützung der wirtschaftlichen und 
sozialen Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen -
Ziel 2 für die Jahre 2007 bis 2013 - (Landesanteil) 

68664 692 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland .. 

BegrOndung: 

165000000 +50000000 215000000 
----------------------------

225240000 +50000000 275240 000 
---------------------------------

7454000 +10000000 17 454 000 

Die Mittel sind etforderlich, um die für das Land zur Verfügung stehende EU-Mittel des NRW-EU Ziel 2 Programms (2007-2013) abrufen zu können. 
Verz6gerungen in der Projektabwicklung bewilligter Projekte führten zu einer zeitfich verschobenen Verausgabung der Mittel, so dass eine Nachveran­
schlagung disS9r Mittel erforderlich ist. 

Summe Titelgruppe 64 ......................... . 36934000 +10000000 46934000 
---------------------------------



Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 
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Kapitel 14 731 
Förderung der Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes, NRW/EU-Gemeinschaftsprogramme 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Titelgruppe 65 

ZuschOsse im Rahmen des Gemeinschaftsprogramms 
mit der EU zur UnterstOtzung der wirtschaftlichen und 
sozialen Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen -
Ziel 2 fOr die Jahre 2007 bis 2013 - (EU-Anteil) 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

weniger (-) ansatz 
2015 

EUR EUR 

68665 692 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland .. 8150000 +50000000 58150000 

Begründung: 
Aus Gründen der Transparenz und Klarheit ist es angezeigt, die im Zusammenhang mit den erforderlichen Landeskofinanzierungsmittefn zum NRW-EU 
Ziel2 Programm (2007-2013) stehenden EU-Mittel ebenfaffs im Haushalt darzustellen. 

Summe Titelgruppe 65 ......••.•................ 165000000 +50000000 215000000 
----------------------------

Gesamtausgaben Kapitel 14 731 ................. . 282602000 +60000000 342602000 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen Kapitel 14731 ..... . 208500000 208500000 
---------------------------------
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Einzelplan 14 
Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 266305800 +50000000 316305800 
----------------------------

Gesamtausgaben .......••.•..•................ 765898200 +60000000 825898200 
----------------------------

Verpflichtungsermächtigungen . . . . • • . . • . • • • . . .. . 303698600 +9374400 313073000 
---------------------------------



Nordrhein-Westfalen 

Haushaltsplan 

der allgemeinen Finanzverwaltung 

für das Haushaltsjahr 

2015 

Einzelplan 20 



Kapitel 20 010 
Steuern 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

20010 

Begrilndung: 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Steuern 

Einnahmen 

42 

Bisheriger 
Haushalts- mehr (+) I 

ansatz weniger (-) 
2015 
EUR EUR 

Die Anpassung der Einnahmenansätze etfofgt unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus der Sleuerschätzung vom Mai 2015. 

Steuern und steuerähnliche Abgaben 

011 00 821 Lohnsteuer (Landesanteil) .•••.••.•..••..••....• 15 970 000 000 +340000000 

Erläuterung 
Zu Titel 011 00: 

Das gesamte Lohnsteueraufkommen (nach Zerlegung sowie nach Abzug des Kindergeldes und des Mitfinanzierungsanteils an 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

16310000000 

der Altersvorsorgezulage) in Nordrhein-Westfalen wird geschätzt auf. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 376 470 600 EUR 

Davon erhalten der Bund 42,5 v.H. und die Gemeinden 15 v.H. Dem Land verbleiben 42,5 v.H. 

01510 821 Umsatzsteuer (Landesanteil) ..........••...•.••• 13145000000 +365000000 13510000000 

Erläuterung 
Vorbemerkung zu den Titeln 01510 und 01610: 
Vom bundesweiten Umsatzsteueraufkommen stehen dem Bund seit 2009 vorab 4,45 v.H. zu. 
Vom verbleibenden Aufkommen stehen dem Bund seit 20085,05 v.H. als Ausgleich für die Belastungen aufgrund eines zusätzlichen Bundeszuschusses 
an die Rentenversicherung zu. 
Die Gemeinden erhalten von dem nach Abzug der beiden Vorabbeträge verbleibenden Aufkommen einen Anteil von 2,20 v.H. zuzüglich eines Betrages 
von 500 Mio. EUR im Jahr 2015. 
Von dem danach verbleibenden Aufkommen stehen dem Bund im Jahr 2015 49,70 v.H. abzüglich eines Festbetrages LH.v. rd. 99,8 Mio. EUR zu; die 
Länder erhalten im Jahr 2015 einen Anteil von 50,30 v.H. zuzüglich eines Festbetrages i.H.v. rd. 99,8 Mio. EUR. 

Der Länderanteil am Aufkommen der Umsatzsteuer wird grundsätzlich nach der Einwohnerzahl auf die Länder verteilt. In Höhe eines Teilbetrags, der 
25 v.H. des Länderanteils insgesamt nicht übersteigen darf, erhalten Länder, deren Aufkommen aus der Einkommensteuer. der Körperschaftsteuer und 
den Landessteuem je Einwohner unterhalb des Länderdürchschnitts liegt, vorab sogenannte Ergänzungsanteile. Durch den sogenannten Umsatzsteuer­
vorwegausgleich erhält das Land Nordrhein-Westfalen regelmäßig einen Länderanteil am Aufkommen der Umsatzsteuer unterhalb seiner Einwohnerquote. 

Zu Titel 015 10: 
Der auf das land entfallende Anteil an der in Nordrhein-Westfalen aufkommenden Umsatzsteuer wird unter Zugrundelegung 
der Vorbemerkung gern. dem Finanzausgleichsgeselz zwischen Bund und ländern geschätzt auf. .................. " 13 510 000 000 EUR 

016 10 821 Einfuhrumsatzsteuer (LandesanteIl) •••••..•...... 4665000000 -365000000 4300000000 

Erläuterung 
Zu Titel 01610: 
Von dem geschätzten Aufkommen an Einfuhrumsatzsteuer im Bundesgebiet stehen dem Land unter Zugrundelegung der Vor~ 
bemerkung gern. dem Finanzausgleichsgesetzzwischen Bund und Ländern zu ....................... , ........ " 4300000000 EUR 

05200 821 Erbschaftsteuer .•.••••••••.....•.•....•...•.•• 1396000000 -69000000 1327000000 

05300 821 Grunderwerbsteuer •.•...••••.••••••••••..•..•. 2343000000 +99000000 2442000000 

061 00 821 Biersteuer ..••••••..•......•.....•••.•.••••••• 178000000 ·10000000 168000000 

Gesamteinnahmen Kapitel 20 010 •.•.....••....••. 48 158000000 +360000000 48 518 000 000 
----------------------------
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Kapitel 
Titel Zweckbe,stimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 

Kennziffer 

20020 Allgemeine Bewilligungen 

Einnahmen 

Übrige Einnahmen 

37110 881 Globate Mehreinnahmen zum Ausgleich der 
Schlusssummen des Haushaltsplans •....•.•..••. 

Titelgruppen 

Titelgruppe 60 

Allgemeine Zuweisungen aus dem öffentlichen Bereich 

211 60 821 Allgemeine Zuweisungen vom Bund ...••••••.•••• 

Begründung: 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

82300 

560000000 

Die Absenkung erfolgt aufgrund der Erkenntnisse aus der Steuerochätzung vom Mai 2015. 

21260 821 Zuweisungen von anderen Ländern nach Artikel 107 
Abs. 2 des Grundgesetzes ...................... . 1 040000000 
BegrUndung: 
Die Absenkung erfolgt aufgrund der Erkenntnisse aus der Steuerschiitzung vom Mai 2015. 

Kapitel 20 020 
Allgemeine Bewllligungen 

Neuer 
mehr (+) I Haushalts-

wenigerH ansatz 
2015 

EUR EUR 

+907200 989500 

-80000000 480000000 

-120000000 920000000 

Summe Titelgruppe 60. • • • • • • • • .. . • . . . . • . • . . . . . . 1 SOO 000 000 -200000000 1400000000 
---------------------------------

Gesamteinnahmen Kapitel 20 020. . . . . . . . • • • . • .. • • 4314959400 -199092800 4115866600 
---------------------------------
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Kapitel 20 030 
Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer sowie Finanzausgleich mit den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (Steuerverbund und sonstige Leistungen) 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

20030 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Gemeindeanteile an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer sowie Finanzausgleich mit 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Steuerverbund und sonstige Leistungen) 

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

61318 821 Kompensation für Verluste durch Neuregelung des 
Farnllienleistungsausgleichs gern. § 21 GFG 2015 ... 
Begründung: 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

745000000 .a 360 000 736640 000 

Die Ansatzabsenkung resultiert aus der Abrechnung der Kompensationsleistung tOr das Jahr 2014 nach § 21 GFG 2014. Unter aeracksichtigung der in 
2014 geleisteten Abschlagszahlungen verbleibt aus der in 2015 erfolgten Abrechnung ein Betrag zugunsfen des Landes. 

61330 821 Abrechnung der Finanzierungsbeteiligung der Ge­
meinden und Gemeindeverbände an den finanziellen 
Belastungen des Landes Nordrhein-Westfalen in Fol­
ge der Deutschen Einheit ...•................... 
Begründung: 

110000000 ·2517000 107483000 

DerMinderbedarf ergibt sich info/ge der Abrechnung der Finanzierungsbefeiligung der Gemeinden und Gemeindeverblinde an den finanziellen Belastungen 
des Landes Nordrhein~Westfa'en in Folge der Deutschen Einheit für das Abrechnungsjahr 2013 nach Maßgabe des Einheitslastenabrechnungsgesetzes. 

11151902000 ·10877 000 11141025000 
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Kapitel 20 031 

Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

20031 

Erläuterung 
Zu Kapitel 20 031: 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

ansatz weniger(-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

Mit dem Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (Kommunalinvestitionsförderungsgesetz • KlnvFG) unterstützt der Bund 
die Länder zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet bei der Stärkung der Investitionstätigkeit finanzschwacher Gemeinden und 
Gemeindeverbände, Hierzu gewährt der Bund aus dem Sondervennögen "Kommunalinvestitionsförderungsfonds" den Ländern Finanzhilfen für Investi· 
lionen finanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände nach Artikel104b Abs. 1-Nr. 2 des Grundgesetzes in Höhe von insgesamt 3.5 Mrd. EUR. 

Von den vom Bund bereitgestellten Finanzhilfen entfällt auf das Land Nordrhein-Westfalen ein Anteil von 1.125.621.000 EUR (Stand: Gesetzentwurf 
KlnvFG). 

Die Finanzhilfen werden (Stand: Gesetzentwurf KlnvFG) für Maßnahmen in folgenden Bereichen gewährt: 
1. Investitionen mit Schwerpunkt Infrastruktur 
2. Investitionen mit Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur 
3. Investitionen mit Schwerpunkt Klimaschutz 

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

ne u; 

11901 692 Vermischte Einnahmen ........................ . 

neu; 

11910 692 Einnahmen aus der Rückforderung nicht zweckent-
sprechend verwendeter Finanzhilfen ............. . 

neuer Vennerk: Siehe Deckungsvennerk bei Titel 631 10. 

neu; 

11920 692 Zinseinnahmen Im Zusammenhang mit der Rück­
forderung nicht zweCkentsprechend verwendeler Fiw 
nanzhilfen ....................••..•.•......... 

neuer Vermerk: Siehe Deckungsvermerk bei Titel 631 20. 

Übrige Einnahmen 

neu: 

33400 692 Zuweisungen vom Sondervermögen des Bundes 
"Kommunalinveslilionsförderungsfonds" für Investi­
tionen nach Maßgabe von § 3 KlnvFG •............. 

neuer Vermerk: Siehe Vermerk bei Titel 883 00. 

Gesamteinnahmen Kapitel 20 031 ................ . 
----------------------------
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Kapitel 20 031 
Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 

Kapitel 
Titel 

Funkt.-
Kennziffer 

neu: 

Zweckbestimmung 

( Erläuterungen) 

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse 
(ohne Ausgaben für Investitionen) 

63110 692 Rückzahlung von Finanzhilfen an den Bund gern. § 8 
Abs.1 KlnvFG wegen nichtzweckenlsprechender Mit· 
telverwendung ............................... . 

neuer Vennerk.: Ausgaben dürfen bis zur Höhe der Ist~Einnahmen bei Titel 119 10 geleistet 
werden. 

neu: 
631 20 692 Zinszahlungen an den Bund Im Zusammenhang mit 

der Rückzahlung nicht zweckentsprechend verwen· 
deter FinanzhIlfen gern. § 8 Abs. 3 KlnvFG ......... . 

neuer Vermerk: Ausgaben dünen bis zur Höhe der Ist-Einnahmen bei ntel119 20 geleistet 
werden. 

Ausgaben für Investitionen 

neu: 
88300 692 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 

für Investitionen nach Maßgabe von § 3 KlnvFG ..... 
neuer Vermerk: Ausgaben dorfen nur in Höhe der Ist-Einnahmen bei Titel 334 00 geleistet 

werden (§ 17 Abs. 3 LHO). 

Gesamtausgaben Kapitel 20 031 ........••...•.•.. 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr(+)I Haushalts-

ansatz weniger (-) ansatz 
2015 2015 
EUR EUR EUR 

----------------------------
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Kapitel 
Titel Zweckbestimmung 

Funkt.- ( Erläuterungen) 
Kennziffer 

20650 Schuldenverwaltung 

Einnahmen 

Obrige Einnahmen 

32500 831 Schuldenaufnahmen auf dem sonstigen Kreditmarkt. 

Erläuterung 
Zu Titel 325 00: 

Bisheriger 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

2083000000 

mehr (+) I 
weniger (-) 

EUR 

Kapitel 20 650 
Schuldenverwaltung 

Neuer 
Haushalts-

ansatz 
2015 
EUR 

-5000000 2078000000 

Den fOr das Haushaltsjahr 2015 veranschlagten Kreditmarktmitteln in Höhe von 2.078.000.000 EUR wachsen aufgrund derhaushaltsgesetzlichen Ermäch­
tigung in § 2 Abs. 2 Satz 1 Haushaltsgesetz 2015 Tilgungsausgaben für in 2015 fällig werdende Kredite vom Kreditmarkt zu, Die Höhe der Tilgungsaus­
gaben ergibt sich aus Nr. 111,4.2 der Finanzierungsübersicht (Anlage zum Haushaltsgesetz). 

Außerdem dürfen gern. § 2 Abs. 2 Satz 2 Haushaltsgesetz 2015 Kredite aufgenommen werden 
1. zur Anschlussfinanzierung vorzeitig getilgter Darlehen und 
2. zur Anschlussfinanzierung von im Haushaltsjahr 2014 aufgenommenen kurzfristigen Krediten, die im Haushaltsjahr 2015 fällig werden, 
soweit diese über die in der Finanzierungsübersicht ausgewiesenen Beträge hinausgehen. 

Gesamteinnahmen Kapitel 20 650 .•••....•...••••. 2083000000 -5000000 2078000000 
---------------------------------
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Einzelplan 20 
Allgemeine Finanzverwaltung 

Bisheriger Neuer 
Haushalts- mehr (+) I Haushalts-

EINZELPLANABSCHLUSS ansatz weniger (-) ansatz 

2015 2015 
EUR EUR EUR 

Gesamteinnahmen .. .......................... . 54 759419100 +155907200 54 915 326 300 

Gesamtausgaben •.••••........................ 15830786200 -10877 000 15819909200 
---------------------------------

Verpflichtungsermächtigungen • • • • • • . . . . . . . . . .. . 200382000 200382000 
---------------------------------
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